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Zaldwin gestürzt.
Premier Macdonald.

Die Liberalen welden ihren Huſpruch als anonywe
Koalitionspartei an.

am en London, 22. Januar. (Telegramm.)
m uß der geſtrigen Unterhaus Debatte wurde in ſpäterAbendſtunde der t der Ar t

partei gegen das Kabinett Baldwin mit 338 gegen
256 Stimmen angenommen. Damit iſt das konſervative
Kabinett geſtürzt. Die Konſtituierung der Arbeiter-
regierung unter Macdonalds Führung dürfte infolge der
er üeung der Liberalen unmittelbar bevor

London, 21. Januar. (Eig. Drahtbericht.)
Das Unterhaus ſetzte heute die Debatte über die Antwort des

Parlamnents auf die Thronrede fort. Sir John Simon,
einer der Führer der Liberalen, erklärte daß das wahre
i der allgemeinen Wahlen eine Verwerfung des
Protektionismus durch das Land bedeute, gleichgeitig aber das
Verlangen nach einem neuen Geiſt in der Regierung zum Aus
druck brachten. Er habe nicht die Abſicht, hmen, die ſich
mit denen der liberalen Partei decken, ſerne Unterſtützung zu ver
weigern lediglich, weil ſie von einer Arbeiterregierung
vorgeſchlagen werden. Dagegen würde er ſich allen Maßnahmen
widerſetzen, die der liberalen Politik widerſprechen, gleichviel von
wem ſie ausgehen. Die Zeit allein werde zeigen, ob die neue
Regierung Erfolg haben werde. Der erſte der Admiralibät
Amerh te anſchließend Einzelheiten über das neue

re mit dem die Regierung BaldwinArbeitsloſigkeit in den Zentren der Schiffbauinduſtrie
u ſteuern gedachte. Er erklärte, d alle leichten Kreuger neueren
atums innerhalb der nächſten zwölf Jahve praktiſch veraltet ſein

dürften. Um ſie zu erſetzen, um die Kreugerflotte Gr
britanniens in einer ſolchen Stärke zu erhalten, daß ſie allen
Eventualitäten gewachſen wäre, würde s möglich ſein, in den
nächſten 10 Jahren 52 Kreuzer fertigzuſtellen, d. h. im Durchſchnitt
etwa fünf Kreuzer jährlich. Für den Augenblick habe die Regie
rung Bald win vorſchlagen wollen, daß man unverzüg-
lich acht leichte Kreuzer von jenem Typ in Ban nehme, der nach
dem Waſhingtoner Abkommen als Muſtertyp vorgeſehen ſei, ferner
drei Unterſeeboote, ein Trockendock für Unterſeeboote, zwei
Torpedozerſtörer, ein Trockendock für Tor erſtöver, zwei Ka-
nonenboote für den Spezialdienft im Perſiſchen Golf, ein Flug-
zeugtransportſchiff und einen Minenleger. ieſes geſamte Pro

würde Arbeit für 82 000 Mann ſichern, zugleich aber eine
ehvausgabe von 5 Millionen Pfund für den Marine- Voranſchlag

von 1924 bedeuten. Amery ſchloß mit den Worten: „Jch bin mir
durchaus deſſen betwußt, daß dieſes Programm von der neuen Re

muß und ich nehme an, daß die Ari werden undterpartei ſich zu den Notwendigkeiten der Sicherheit auf See
ebenſowenig gleichgültig verhalten wird wie der ernſten w

daher, daß auch die Arbeiter regierung unſere Rüſtunges
vorſchläge baldigſt und wohlwollend erwägen wird.

London, 22. Januar. (WTVB.)
n der Erörterung des Mißtrauensantrages der Arbeiterpartei

der Führer der Liberalen Sir John Simon, die Haupt die zweite Londoner Meldung oben nachzuleſen. D. Red.)

Halle, BDienstag, den 22. Januar

pflicht des Hauſes ſei, die unfähige Regierung Baldwin zu be
ſeitigen. Jch hoffe, daß eine Regierung der Arbeiterpartei unter
wohlwollender Haltung aller Parteien das Amt übernehmen wird.

Auſten Chamberlain erklärte: Wenn die Liberalen mit der
Arbeiterpartei zuſammenſtimmen ſollten, würden ſie das Land
verraten und nie wieder das Land regieren.

Der Unterſtaatsſekretär des Aeußern Ronald Mac Neill ver
las ein Telegramm des engliſchen Generalkonſuls Clive, in
dem dieſer das Ergebnis ſeiner fünftägigen Unterſuchung in der
l mitteilt. Danach befindet ſich die überwältigende Mehrheit
der Bevölkerung im Gegenſatz zur ſogenannten autonomen Re
gierung, die ohne die franzöſiſche Regierungs- Unterſtützung über-
haupt nicht beſtehen würde.

London, 22. Januar. (WTVB.)
Baldwin v die Politik der Regierung und erklärte,

wenn ſie heute nacht beſiegt werden ſollte, würde ſie ihrer Nach-
folgerin keine ungelöſten Probleme hinterlaſſen außer der Repa-
rationsfrage, der franzöſiſchen Frage und der der Arbeitsloſigkeit.
Nach Erledigung von Fragen wurde die Debatte über den Miß
trauensantrag der Arbeiterpartei von dem liberalen Führer Sir
W Simon aufgenommen. Er kritiſierte die Regierung, weil
ie nicht unverzüglich nach den Wahlen zurückgetreten ſei. Das

Land brauche vor allen Dingen die Beſeitigung einer Regierung,
die eingeſtanden habe, daß ſie ein wichtiges Problem nicht fördernd
behandeln könne und ihre Erſetzung durch Leute, die auf jeden
Fall ho daß ſie es könnten. Die Wählerſchaft habe ſowohl
die wilden Experimente der Schutzgsöllner als auch des So
zialismus verworfen.

Nach dem Ergebnis dieſer Unterhausſitzung iſt die Bildung der
engliſchen Arbeiterregierung unter Macdonalds Führung nur
noch eine Frage von Tagen. Die Grenzen der Wirkſamkeit der
zu bildenden Arbeitervegierung ſind durch die welt wirtſchaftliche
Verknüpfung Großbritanniens wie durch die Rückſichtnahme auf
die liberale Partei ziemlich deutlich gezogen. Die deutſche Ar
beiterſchaft wird alſo gut tun, ihre Hoffnungen auf die Aktivität
der Regierung Macdonald namentlich in der Reparations
frage nicht zu hoch zu ſpannen. Das Arbeiterkabinett wird
naturgemäß ſeine erſte Aufgabe in der Minderung der Ar
beits loſigkeit des eigenen Landes ſehen. Vor allem
aber wird ſeine außenpolitiſche Tätigkeit ſich in engſtem Einver
ſtändnis mit Lloyd George und Asquith vollziehen und
auf keinen Fall Konfliktsſtoff zugunſten Deutſchlands in der Re
parationsfrage ſammeln. Jm übrigen verweiſen wir auf den
heutigen Leitartikel Prof. Dr. Waentigs, der u. a. die inner
politiſche Gebhundenheit der Labour Party aufgeigt und damit den
beſten Fingergeig für die Beurteilung der Grenzen ihrer Aktions

zigkeit gibt.fähige

Clive berichtet.
London, 21. Januar. (Eig. Drvahtbericht.)

Der engliſche Generalkonſul in München Clive iſt von ſeiner
W m in der Pfalz am Montagabend in London ein
getroffen. Er begab ſich ſofort zum Auswärtigen Amt, um Be
richt zu erſtatten. (Ueber den Jnhalt dieſes Berichtes bitten wir

Organiſſerter Steuerbetrug.
Die ſchönen Tage der Jnflationsgewinne ſind dahin, jetzt gilt

es Sanierungsgewinne zu machenl! Das iſt die Deviſe
des Schiebertums. Jn der Jnflationszeit war die Valuta
die große Domäne, in der Sanierungszeit ſollen es die Steuern
werden. Deshalb ſchießen die Reviſions- und Treuhandgeſell
ſchaften, die Buchführungs- und Steuerberatungsſtellen wie Pilze
aus der Erde, alle nur mit dem einen Beſtreben, aus der großen
Steueraktion, die jetzt das Reich für ſeine Sanierung eingeleitet
hat, ein Geſchäft größten Stils zu machen. Leider hat die Re
gierung dieſe Buchführungsſtellen uſw. im Anfang unterſtützt.
Sie glaubte auf dieſem Wege zu rechnungsmäßigen Unterlagen
für die Steuerveranlagung zu gelangen und erkannte nicht, daß
ſie damit Leuten die Hand bot, deren Gewinnſucht vor dem ver
werflichſten Mittel nicht zurüchſchreckt.

Angeſichts der Umſtellung der Steuern auf Goldmark und der
damit verbundenen Aufſtellung von Goldmarkbilanzen entwickeln
dieſe Stellen eine beſondere Rührigkeit. Wie frech und ſchamlos
ſie dabei zu Werke gehen, zeigt ein „perſönliches“ Rundſchreiben
der „Hermes“Steuerbearbertungs, Reviſions- und Treuhand-
Aktiengeſellſchaft, Chemnitz, Kronenſtraße 5 II, vam 24. Degember
1023. Es heißt darin:

„Wenn bei der Aufſtellung der Goldmarkbilanz nicht raffiniert
verfahren wird, ſo werden dem Steuerpflichtigen für das kom
mende Jahr außerordentliche Nachterle erwachſen. Wer alſo
jetzt den Zeitpunkt verſäumt, läuft Gefahr, im Laufe des Jahres
totgeſteuert zu werden.“

„Gs iſt Tatſache, daß von 100 Geſchäften 99 zuviel verſteuern“
aber „wir ſind in der Lage, für unſere geſaente Kundſchaft

von der Aktiengeſellſchaft bis zum kleinſten Handwerker die

Buchführung zu übernehmen, um damit ſchon bei jeder Eingel
buchung ſteuerliche Vorteile wahrnehmen zu können.

Das iſt eine Steuerverbetzung, die an Landes-
verrat grenzzt. Erſt jag: wan den Leuten den Schreck in die
Glieder, ſie könnten totgeſteuert werden. während bei unſerer
bürgerlichen Regierung nicht einmal die „Gefahr“ beſteht, daß
die Unternehmer auch nur ebenſo belaſtet werden wie die Arbeiter.
Dann redet man ihnen vor, alle Geſchäfte hätten bisher zuviel
Steuern bezahl?, während ſie tatſächlich nur einen Teil von dem
zahlten, was ſie hätten leiſten müſſen. Und dann preiſt man ſich
ihnen an, die Buchführung von vornherein auf Steuerhinter-
ziehung einzurichten. Das iſt organiſierter Steuer-
betrug, gegen den die Regierung unverzüglich vorgehen muß.
Die Steuerſtreikverordnung des Reichspräſidenten vom 5. Sep
tember 1923 gibt ihr die Möglichkeit dazu. Legt ſie dieſen ſcham-
loſen Steuergewinnlern nicht ſchnell und gründlich das Handwerk,
ſo werden dieſe ihr bald die Sorge abgenommen haben, von den
Beſitzenden Steuern zu erheben.

Der Auswärtige Ausſchuß.
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Nach berühmten Muſtern
Von Heinrich Waentig.

In den erregten Debatten, die letzthin in unſeren Kreiſen Uber
die Frage der Koalitionspolitik geführt worden ſind, iſt neuer
dings ein Ar ument in den Vordergrund getreten, das um ſeiner
cheinbaren Schlüſſigkeit willen genauere Prüfung verdient. Nach
em die theoretiſche Auseinanderſetzung zugunſten des einen oder

des anderen Standpunktes ſozuſagen auf einem toten Punkte an
gelangt war eben weil in politiſchen Dingen eine zwingende,
den gefühlsmäßigen Gegner reſtlos überwindende Beweisführung
nicht möglich iſt, d. h. weil ſchließlich nur der Erfolg entſcheidet,
und der wahrſcheinliche Erfolg eines politiſchen Entſchluſſes nur
mit Hilfe einer kräftigen Doſis von Glauben geiſtig vorweg
enommen werden kann iſt man vielfach darauf verfallen,ie Arbeiterparteien anderer Länder als Eideshelfer W

zuziehen.

Das hat, wie ich der Nr. 18 dieſes Blattes vom 16. Januar
entnehme, jüngſt auch wieder Genoſſe Kunert in einer Mitglieder-
verſammlung unſerer Partei in Zeitz getan. Der Redner, ſo heißt
es in dem Verſammlungsbericht, ſchloß ſeine mit Beifall auf-

enommenen Ausführungen mit der ausdrücklichen Feſtſtellung,
aß die programmaliſchen Grundſätze unſerer Partei gut ſeien,

und wir uns trotz aller Meinungsverſchiedenheiten immer wieder
zuſammenfinden müßten im Kampfe gegen den Kapitalismus.
Aber, ſo fügte er mit deutlicher Spitze gegen die Vertreter des
Koalitionsgedankens hinzu, gerade die in England und Oeſter
reich erzielten Erfolge müßten uns anſpornen, die „proletariſchen
Maſſen auf dem Boden des Klaſſenkampfes zu ſammeln“. Lieber.
Gott, wer von uns ſogenannten „Koalitionspolitikern“ wollte das
nicht? Nicht das Prinzip des Klaſſenkampfes, ſondern die Me
thode ſeiner Führung in einer gegebenen politiſchen Lage ſteht
hier zur Diskuſſion; das ſollte von unſeren weiſen partei-
v ſchen Gegnern doch nicht immer wieder vergeſſen werden.

Iſo a uch die Koalitionspolitik ich unterſtreiche das dreimal
iſt Klaſſenkampf, Form des Kampfes um die ökonomiſche Be

und die politiſche Herrſchaft der Arbeiterklaſſe. Ob es
unter den heute in Deutſchland gegebenen Verhältniſſen eine wirk-
ſamere gibt, das allein iſt die Frage. J

Jedenfalls halte ich die jetzt ſo beliebte n
berühmten Muſtern“ in dem unter uns entbrannten ſtes
kampfe für fal Kann doch die Richtigkeit oder Verfehltheit
der jeweiligen Taktik einer politiſchen Gruppe nur in engſter
Verbindung mit der geſamten innerpolitiſchen Lage ihres Landes
beurteilt werden. Nur wo dieſe in allen weſentlichen Punkten
mit derjenigen der zum Vergleich w fremden Staa
ten übereinſtimmt, mag allenfalls ein Analogieſchluß berechtigt
ſein. Und ſelbſt dann iſt noch immer Vorſicht geboten. Vergeſſe
man doch in der Tagespolitik nie das perſönliche Moment. Ein
anerkannter Staatsmann, zumal wenn er auf eine Reihe un
beſtreitbarer Erfolge zurückblicken kann, wird ſich als Parteiführer
Schritte erlauben dürfen, die einem ſonſt in gleicher be
findlichen anderen verſagt ſind. Denn: Was Jupiter darf, darf
noch nicht jeder Ochſe,“ ſagt ein römiſches Sprichwort. r

Aber iſt auch nur die erſte Bedingung in unſerem Beiſpiel erfüllt? Läßt ſich die vcgriwoittge Konſtellation. in der die
öſterreichiſche oder gar die engliſche Arbeiterpartei fochten, im
geringſten mit derjenigen der deutſchen Sozialdemokratie ver
gleichen? Was zunächſt Oeſterreich anbelangt, ſo herrſcht be
reits heute dort das Zweiparteienſyſtem, das fich, wohlgemerkt,
aus einer längeren Periode (1919 bis 1821) der Koalitionspolitik
allmählich entwickelt hat. Großdeutſche, Landbund und Bürger-
lichDemokratiſche Partei, die bei den Wahlen von 1820 noch rund
ein Siebentel der Sitze im Nationalrat erlangten, ſind bei dem
letzten Wahlgang auf ein Zwölftel zuſammengeſchmolzen und da
durch machtpolitiſch bedeutungslos geworden. ChriſtlichSoziale
und Sozialdemokraten beherrſchen dort das Feld und was das
Entſcheidende iſt halten einander nahezu die Wage ſo da jede
extreme Politik von vornherein ausſichtslos iſt. „Jedem Links-
radikalismus,“ ſo heißt es in einem Artikel der Frankfurter
un vom 18. Januar, „ſtände ſofort die ganze Landbevöl-
erung mit der Nahrungsmittelſperre, jedem Rechtsradikalismus

die geſchloſſene Arbeiterſchaft mit dem Generalſtreik entgegen.
Für beide Extreme gibt es keine ernſthafte politiſche Möglichkeit,
und darum ſind beide in der Tat überhaupt nicht vorhanden. Das
ſichert und beruhigt das politiſche Leben.“ Kurz in Oeſterreich
iſt gerade jene Bedingung erfüllt, die wir „Koalitionspolitiker
als die unerläßliche Vorausſetzung für den Verzicht auf die bis
herige Koalitionspolitik bezeichnen: die endgültige Befeſtigungder Lemolratiſchen Republik. Wenn alſo für irgendwen, ſo ſcheint
mir das öſterreichiſche Beiſriel für uns zu ſprechen.

Etwas anders liegen die Dinge in England mit ſeinem heutigen
Dreiparteienſyſtem. Richtig iſt. daß die Arbeiterpartei die Koali-
tion mit den Liberalen abgelehnt hat. Richtig aber auch, daß
ſie von deren Gnade leben müßte, falls ſie zur Macht kommen
ſollte, und daß jeder Verſuch einer rein proletariſchen oder gar
ſozialiſtiſchen Politik ihren ſofortigen Sturz bedeuten würde,
worüber übrigens auch die Erklärungen ihrer politiſchen Gegner
keinen Zweifel gelaſſen haben. Jn ihrer praktiſchen Betätigung
alſo dürfte ſich die Minderheitsregierung der Arbeiterpartei
von einer mit den Liberalen gebildeten Koalitionsregierung kaum
weſentlich unterſcheiden. Trotzdem ſoll der immerhin beſtehendeAuf die Anfrage des Genoſſen Herm. Müller hat der Reichs

außenminiſter Dr. Streſemann mitgeteilt, daß er mit der
Einberufung des Auswärtigen Ausſchuſſes des Reichstags gern
einverſtanden ſei, zumal er im Reichsratsausſchuß für aus-
wärtige Angelegenheiten bereits berichtet habe.
für die Sitzung ſieht der Reichsaußenminiſter einen Termin Ende
der Woche an. Genoſſe Hermann Müller hat darauf bei dem Vor-
ſitzenden des Auswärtigen Ausſchuſſes, dem Abgeordneten Dr.
Ernſt Scholz, den Antrag auf Einberufung des Auswärtigen
Ausſchuſſes geßellt.

Pfälzer Kampf um die Preſſefreiheit. Die pfälgiſchen Zeitungs

in Englan
Als geeignete Zeit

verleger beſchloſſen, die Ausgabe ihrer Zeitungen zum Freitag
völlig ei llen. Sie fordern Preſſefvetheit.

formale Unterſchied von mir keineswegs unterſchätzt werden.
Gerade daß eine ſolche Minderhbeitsregierung der Arbeiterparteiß möglich iſt, muß uns erſtaunen, die wir in Deutſch

land bisher nicht einmal eine Mehrheitsregierung der Linken
oder auch der Rechten dauernd ertragen konnten. Die Gründe
dafür ſind hier ſchon des öfteren erläutert worden: politiſchen
Gruppen, die einander verdächtig ſind, die ihnen etwa anvertraute
Macht einſeitig in ihrem Gruppenintereſſe auch auf Koſten der
Geſamtheit wohl gar zum Sturze der Verfaſſung zu mißbrauchen,kann vom politiſchen Gegner, ſoweit er es zu hindern vermag

die Fülle der Staatsgewalt nicht ungeteilt überantwortet werden.
In England iſt nichts dergleichen zu befürchten die pro-

grammatiſchen Erklärungen der Parteien in der jetzigen Kriſe
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atmen BVertrauen. Es ſei die Pflicht aller patrioti Männer
und Frauen, hat Asquith im Unterhauſe geſagt, alles zu tun,
was ſie könnten, ohne Grundſätze zu opfern, um die Aufgabe der
Arbeiterpartei zu erleichtern. Zwar könne von einer Koalition
oder Fuſion zwiſchen Arbeitern und Liberalen keine Rede ſein,
weil der Unterſchied, der ſie in fundamentalen Fragen nationalerPolitik trenne, die unaufrichtige Anpaſſung nicht überbrückt oder

verſchleiert werden dürfe. Aber in zahlreichen r ſei Platz
für ein Zuſammengehen vorhanden, und zwar nicht nur der Libe-
ralen und der Arbeiter, ſondern, wie er glaube, auch der Konſer-
vativen. Jn gang ähnlichem Sinne hat ſich deren Sprecher im
Oberhauſe geäußert. Und wer die jüngſten Kundgebungen der
Vertreter der Arbeiterpartei geleſen, von der taktvollen Formu
Iierung des Mißtrauensvotums gegen die Regierung Baldwin biszu den vorſichtigen Reden von o und Clynes, der weiß, daß
das Ziel ihrer Polttik alles andere iſt, als durch abenteuerliche
Experimente das innere Gefüge oder gar die äußere Machtſtellung
des britiſchen Weltreiches mutwillig aufs Spiel zu ſetzen; komme,
was da will.

Was alſo ſoll es heißen, wenn Genoſſe Kunert in ſeiner Zeitzer
Rede erklärt, MacDonalds Stellungnahme bedeute „einen Schlag
ins Geſicht der deutſchen Koalitionspolitiker“, wo in England das
Verhältnis der Parteien zueinander und zum Staate doch ein
ganz anderes iſt? Wie gern bildeten wir „Koalitionspolitjker“
auch in Deutſchland eine ſozialdemokratiſche Minderheitsregie-
rung, wenn wir nur könnten, das heißt, wenn ſie auch nur im
entfernteſten unter den gleichen Bedingungen wie jenſeits des
Kanals zu haben wäre, wo Eric Geddes im Unterhauſe einer
etwaigen Arbeiterregierung namens der Jnduſtriellen deren
Unterſtützung zugeſagt hat. So aber müſſen wir uns, ſehr gegen
unſeren Wunſch. damit begnügen, durch offene oder verſchleierte
Koalitionspolitik für die Arbeiterklaſſe wenigſtens die demo-
kratiſche Republik zu retten. Vielleicht ein beſcheidenes Ziel
wer aber trägt die Schuld?

Der engliſche Lokomotivführer-Streik.
London, 21. Januar. (Eig. Drahtb.)

Das Bild des engliſchen Eiſenbahnverkehrs am erſten Tage des
Lokomotivführerſtreiks ift durchaus uneinheitlich. Obwohl
von einer vollſtändigen Lahmlegung des Verkehrs nicht
geſprochen werden kann, wird doch nur ein geringer Prozentſatz

Züge in Gang gehalten, die für den Notverkehr vonden eſſſchaften in Ausſicht genommen waren. Der große Natio
nalverband der Eiſenbahner bezeichnet den Streik als ein „voll
ſtändiges Fiasko“. Dagegen läßt der Führer des ſtreikenden Loko
motivführerbundes erklären, daß der Plan dahin gehe viel weniger
den Perſonenverkehr als den Güterverkehr zu treffen,
rrnd damit den Eiſenbahngeſellſchaften derartige finanzielle Ver
Iuſte zuzufügen, daß ſie in der Frage der Löhne bald nachgeben
mü Da der Eiſenbahnverkehr nach den Londoner Vo rorten
größtenteils ruht, werden die nach dorthin führenden Untergrund-
und Autobuslimen geſtürmt. Zur Sicherung des Poſtvorkehrs
mit dem Hontinent ſind beſondere Verei mit den
Flug zehag geſellſchaften getroffen worden.

Streik im rheiniſchen Braunkoblengebiet.
Die engliſche Mintärdehörde „requiriert“ Ardeiter.

Köln, 22. Januar. (Eig. Drahtb.)
Die Grubenarbeiter im rheiniſchen Braunkohlengebiet haben am

Montagmorgen, einem Beſchluß ihrer Betriebsräte folgemnd, die
Arbeit niedergelegt. Es arbeiten vorläufig nur noch zwei
Werke. Auch die Notſtands arbeiten werden von den
Streikenden verweigert. Die Ausſtändigen haben bei allen
Werken Streikpoſten aufgeſtellt. Zu Zwiſchenfällen iſt es
Wisher noch nicht gekommen. Ueber die Dauer des Ausſtandes
läßt Fieh vorläufig noch nichts ſagen. Unſicher iſt jedoch die Haltung
der chriſtlichen Gewerkſchaftsangehörigen. Die Belegſchaften,
ſoweit ſie im chriſtlichen Bergarbeiterverband organiſiert
ſtehen rückhaltlos zu den Streikenden Sie ſind auch,
entgegen den Weiſungen ihrer Zentrale, überall mit in den Streik
eingetreten. Auf dem Kraftwerk „Fortuna“, das die Stadt Köln
mit elektriſcher Energie verſorgt, wird der Betrieb notdürftig mit
Beamten und von der britiſchen Behörde requirierten Arbeitern
aufrechterhalten, ſo daß die Stadt Köln vorläufig in ihrer Licht
und Kraftverſrgung nicht gefährdet erſcheint. Auch auf dem
Kheiniſchen Elektrizitätswerk, das als größtes Kraftwerk im be-
ſetzten Gebiet das geſamte weſtdeutſche Jnduſtriegebiet mit Strom
und Licht verſorgt, arbeiten 600 Arbeiter, die von der britiſchen
Behörde requiriert wurden.

Die Engländer haben bei dieſer Reg niſition ausdrücklich
betont datz ſie nicht daran denken, ſich in die Streitigkeiten und
Verhandlungen über Lohn und Arbeitszeit einzumiſchen, ſondern
nur darauf bedacht ſind, die lebenswichtigen Bedürfniſſe der All
gemeinheit zu ſichern und die öffentliche Ruhe und Sicherheit auf-
rechtzuerhalten.

Einwanderung nach Amerika. Nach einer vom „Temps“ ver-
öffentlichten Meldung aus Neuhork erklärt die amerikaniſche
Bankiervereinigung in einem von ihr erſtatteten Bericht, daß die
Einſchränkung der Einwanderung die Urſache des hohen Standes
der Löhne und der Preiſe in Amerika ſei. Die Bankiers ver-
langen die Zulaſſung der Einwanderung ohne Berückſichtigung

Amtliche Verelendspropaganda.
Der Reichsfinanzminiſter hat folgendes erbauliche Dokument

en Wer Lohndrückerei an den Reichsarbeitsminiſter abgehen
aſſen:

Der Reichs miniſter der Finanzen.
I. B. 1188.

Berlin, den 14. Januar 1924.
Aus Eingaben verſchiedener Arbeitgeberverbände, die mir in

letzter Zeit zugegangen ſind, habe ich erſehen, daß der Privatwirt-
ſchaft durch Schiedsſprüche der geſetzlichen Schlichtungs-
aus S ſe zum Teil erheblich höhere Löhne und Gehälter für
ihre Arbeitnehmer auferlegt worden ſind, als ſie das Reich nach
Einführung der Goldmarkrechnung an Beamte, Angeſtellte und
Arbeiter zahlt. Jch nehme z. B. auf das nach dort gerichtete Schrei
ben des Vorſtandes des Arbeitgeberverbandes deutſcher Ver
ſicherungsunternehmen vom 12. Dezember 1923 und das
Schreiben der Vereinigung der Expor:firmen Berlins vom
W Dezember 1928, von dem eine Abſchrift auch dort vorliegen ſoll,

ug.Die in dieſen Eingaben gemachten Ausführungen erſcheinen auch

mir ſehr beachtlich. Eine Geſundung der Finanzlage
des Reiches wird ſich letzten Endes nur dann erreichen laſſen, wenn
auch die Privatwirtſchaft durch eine der allgemeinen Notlage an
gepaßte Lohnpolitik zu einem Abbau der Warenpreiſe und einer
Hebung des Abſatzes kommt. die ſie lebensfähig erhält und auf dem
Weltmarkt mit Erfolg konkurrieren läßt. Jn dieſem Zuſammen
hang darf ich darauf dinweiſen, daß es mir nur bei einer weiteren
Senkung der allgemeinen Lebenshaltungskoſten möglich ſein wird,
an den zurzeit geltenden Sätzen für die Bezüge der Staatsbedien
ſteten feſtzuhalten. Eine Erhöhung dieſer Bezüge vermag ich mit
Rückſicht auf die außerordentliche Knappheit der mir zur Verfügung
ſtehenden Mittel vorerſt zu meinem Bedauern nicht eintreten zu
laſſen. Wie auch dort bekannt iſt, haben die wirtſchaftlichen Ver
einigungen der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Einführung
der jetzigen Gehalts- und Lohnſätze erheblichen Widerſtand ent
gegengeſetzt. Andererſeits konnten dank der Einſicht der beteiligtenreiſe ſchwere Erſchütterungen im Staatsbetriebe bisher vermieden

werden. Die vorhandene Mißſtimmung und Beunruhigung würde
aber neuen Boden gewinnen, wenn die Arbeitnehmer der Privat
wirtſchaft in ſteigendem Maße eine un verhältnismäßig höhere Be-
zahlung erhalten würden als diejenigen des Reiches

Ich ſpreche daher die Bitte aus, von dort aus dahin wirken
zu wollen, daß die Schlichtungsgausſchüſſe bei ihrer Tätig-
keit auf die geſchilderte Geſamtlage Rückſicht nehmen. Falls
dort der Standpunkt vertreten wird, daß ein ſolcher Schritt nicht
zu dem gewünſchten Erfolg führen kann, darf ich mir die Anregung
geſtatten, ob es nicht notwendig wäre, durch eine auf Grund des
Ermächtigungsgeſetzes zu erlaſſende Verordnung die Spruchtätig

eit der geſetzlichen Schlichtungsausſchüſſe dahin einzuſchränken,
über die Lohn- und Gehaltsſätze des Reiches nicht oder nur

unter beſonderen r hinausgegangen werden darf.
Bei der Bedeutung und Eilbedürftigkeit der Angelegenheit wäre

ich dankbar, wenn mir die dortige Stellungnahme bald möglichſt
mitgeteilt werden würde.

chrift dieſes Schreibens habe ich dem Herrn Reichswirt-
r dem Herrn Reichsverkehrsminiſter und dem Herrn

eichspoſtminiſter zugehen laſſen.
J. A.: gez.: v. Schlieben.

An den Herrn Reichsarbeitsminiſter.
Die wirtſchaftliche Weisheit des Reichsfinanzminiſteriums er

ſchöpft ſich alſo darin, die breiten Maſſen des deutſchen Vol
kes kaufunfähig zu machen. Es wäre freilich ſeine Aufgabe,
wie die aller beteiligten Reichsbehörden, den inneren Markt
zu ſtärken, den Konſum im eigenen Lande zu heben, um die Jn
duſtrie lebensfähig zu erhalten. Dazu gehörte vor allem, daß die

ſind. Einnahmen der breiten Volksſchichten geſteigert, nicht ab
gebaut werden. Und dazu gehörte weiter, daß ein plan-
mäßiger Preisabbau gerade auf jenen Gebieten erfolgte,
wo durch Unternehmerſyndikate und Kartelle eine willkürliche

vom alten Stil, die noch heute im Reichsfinanzminiſterium den
Ton angeben, kennen keinen anderen Ausweg aus der Sackgaſſe,
als die Verelendung der deutſchen Arbeiter, weil ſie
meinen, daß durch ſie eine Verbilligung der Produktion und damit
die Möglichkeit erzielt werden könnte, deutſche Produkte ins Aus
land abzuſtoßen. Sie finden ſich da wieder in ihrer alten Rolle,
lediglich Sprachrohr der Unternehmerintereſſen
zu ſein. Der Miniſterialdirektor v. Schlieben nimmt in ſeinem
Schreiben ausdrücklich Bezug auf die Eingaben der Unterneh-
mer verbände. Das Verlangen der Arbeiterorganiſationen
ſpielt in ſeinem Geſichtskreis keine Rolle.

Erfreulich iſt die Antwort, die der Reichsarbeitsminiſter ſeinem
Kollegen von der Finanz hat zuteil werden laſſen.

Die Antwort des Reichsarbeitsminiſters
lautet folgendermaßen

„Von dem Jnhalt Jhres Schreibens vom 14. Januar 1924
eines Prozentſatzes, um dree Landwirtſchaft zu fördern. I. B. 1138 habe ich Kenntnis genommen. JFch verkenne keines-

ſachen ſein, die bei Lohnverhandlu

Hoch haltung der Preiſe Platz gegriffen hat. Aber die Herren Red

Der Reichsfinanzminiſter gegen die Arbeiter.
wegs die Bedeutung der Lohn und Gehaltszahlungen des Reichsan der Länder für die geſamte Lohngeſtaltung. Gleichwohl halte
ich es nicht für möglich, einen allgemeinen rarag des Jnhalts
aufzuſtellen, daß Lig Löhne und Gehälter der Privatinduſtrie über
die Zahlungen öffentlichen Arbeitgeber nicht hinausgehen dürf-
ten. Die Löhne und Gehälter werden ſich, von den Lebenshaltungs
koſten abgeſehen, ſtets in erſter Linie nach den beſonderen Ver-
hältniſſen und lichkeiten der einzelnen Jenduſtrie und
Gewerbezweige richten müſſen. Gerade in der augenblicklichen Zeit, wo auh nach Jhren Angaben die Bezüge der Staats-

bedienſteten leider un er wünſcht niedr ig ſein müſſen, würde
es im höchſten Grade un billig ſein, die Arbeitnehmer ſolcher
Erwerbszweige, bei denen derartige Notwendigkeiten nicht beſtehen.
atte auf dieſem Lohn und Gehaltsniveau feſtzuhalten. Jch
würde auch ein derartiges Feſthalten in größerem Umfange, als es
die Lage der einzelnen Erwerbszweige dringend verlangt, mit Rück
ſicht auf die Notwendigkeit einer möglichſt großen Steigerung der
Kaufkraft und ihrer Auswirkung für die Wiederbelebung der Wirt-
ſchaft nichk für erwünſcht halten. Ohnehin wird die Lohnhöhe der-
artig wichtiger Gruppen, wie ſie die öffentlichen Arbeitnehmer dar
ſtellen, ſchon wegen ihrer ſtarken Rückwirkung auf die Preisgeſtal-
tung, nicht ohne Einfluß auf das Lohnniveau privater Arbeit-
nehmergruppen ſein. Dieſe Lohnhöhe kann aber nur eine der Tat-

neben anderen wichtigen
Umſtänden in Betracht kommen. Jch möchte annehmen, daß auch
Sie Lohnunterſchiede inſoweit als berechtigt anerkennen, als ſie
durch die tatſächliche Verſchiedenheit, wozu ich insbeſondere auch
die finanzielle Leiſtungsfähigkeit der Unternehb-
mer rechne, bedingt ſind. Es kommt hinzu, daß den Arbeitern und
Angeſtellten der öffentlichen Arbeitgeber gewiſſe ſoziale Vorteile
gewährleiſtet ſind, die anderen Arbeitnehmern regelmäßig nicht in
gleichem Umfange zuſtehen, eine Tatſache, die bei der Lohn-
bemeſſurgeßgte alls in Rückſicht gegogen werden muß.

Für völlig ausgeſchloſſen erachte ich es, auf Grund des Er
mächtigungsgeſetzes den Schlichtungsbehörden Grenzen
für die von ihnen vorzuſchlagenden Lohnſätze vorzuſchreiben. Ich
ſehe die große Bedeutung der Schlichtungsbehörden und die ſtärkſte
Wurzel ihrer Autorität gerade in der Freiheit und Selbſtändigkeit
ihrer ſachlichen Stellungnahme. Die Schlichtungsbehörden haben
meines Erachtens nicht die Aufgabe, eine behördlicherſeits als
wünſchenswert anerkannte Lohngeſtaltung zwang s weiſe durch
zuſetzen, ſondern den Beteiligten bei der von dieſen ſelbſt unter
eigener Verantwortung vorzunehmenden tariflichen Regelung ihrer
Arbeitsbedingungen behilflich zu ſein. Daß ſie dabei auf eine
vernunftmäßige und im Jntereſſe des Großen und Ganzen
liegende Regelung hinwirken werden, iſt ſelbſtverſtändlich.
Die Schzedsſprüche kommen im übrigen durch Abſtimmung
der Betelligten zuſtande und es iſt nicht erſichtlich, wie die Bei-
ſitzer zu einer den Vorſchlägen des Reichsfinanz miniſteriums ent-
ſprechenden Stimmabgabe gebracht werden ſollten.

Jch werde hiernach zwar nach wie vor bemüht ſein, auf eine ein
heitliche, den Jntereſſen der Geſamtheit Rechnung tragende Lohn-
politik hinzuwirken und den Schlichtungsbehörden das erforderliche
Material für die richtige Beurteilung der Geſamtlage zugehen
laſſen, halte aber eine Bindung der Schlichtungsbehörden durch eine
Art W für unvereinbar mit der Freiheit des Tarifver-
trages und Eigenart des Schlichtungsweſens.“

Marx vor dem Parteſausſchuß.
In der „Voſſiſchen Zeitung leſen wir:
Der Porteiausſchuß der deutſchen Zentrumspartei,

der am Sonntag zuſammentrat, wurde eingeleitet mit einem Refe
rat des Reichskanzlers Dr. Mar x, der über die Arbeit der Reichs
tagsfraktion und über die Richtlinien der
politik ſelbſt berichtete. Was Führer der Partei über die alten
Grundſätze des Zentrums, die nicht erſt von 1918 ſtammen, ſagte,
über ſeinen chriſtlich- demokratiſchen und chriſtlich-ſozialen Charak
ter ließ deutlich erkennen, daß Dr. Marx gewillt iſt, dieſen Grund
ſätzen Partei auch in Zukunfttreu zu bleiben. (Hoffent
lich nicht nur in der Theorie und in anderer Form als bisher Die

ed.
Die Rede wurde von den Delegierten, die beſonders aus Süd

und Weſtdeutſchland in großer Zahl in Berlin erſchienen waren,
wit teilweiſe demonſtrativem Beifall aufgenommen. Selbſtver

ſtändlich r n eWirth und J.oos Gegenſtand der Ausſprache, die zu einer
prinzipiellen Einigung über die von der Partei einzuhaltenden

1 politiſchen Linie führte. Wirth ſelbſt, der noch immer lei
end iſt, war zu dem Parteitag nicht erſchienen.

Franzöſiſches Regiment in der Pfalz.
Speyer, 22. Januar. (WTVB.)

Gegen das Verbot des Generals de Metz, von der Kanzel
herab über die ſeparatiſtiſche Herrſchaft ſich zu
ä ußern, nahmen in der vorgeſtrigen Sonntagsrede eine Reihe
katholiſcher Geiſtlicher Stellung. Hiexauf wurde dem Vernehmen
nach gegen verſchiedene dieſer Geiſtlichen von der franzöſiſchen
Militärbehörde eine Unterſuchung eingeleitet. Jn der Ve
rölkerung herrſcht über dieſen ungeheuerlichen Eingriff des Gene
rals in die Rechte der Kirche allgemeine Erbitterung.

Strindberg.
Zu ſeinem 75. Geburtstag am 22. Januar.

Wenn wir hentte des toten Schweden, eines der
weſentlichen europäiſchen Dichter ſeit Goethe, gedenken,
ſo tun wir das in dem Bewirßtſein, daß unſere Stel-
lungnahme zu Strindberg weit pofitiver iſt als die
des Verfaſſers des nachfolgenden Artikels.

Die Redaktion.
Der Name Strindberg iſt heute ſchon zum Begriff und Symbol

geworden. Es erſcheint daher angebracht die Vorſtellung. die ſich
1nelfach mit dieſem Namen verhbindet, auf ihr rechtes Maß zurück

uſiühren8 Die ganze Tragik eines Künſtlerdaſeins, erſt nach dem Tode zu
einer großen Berühmtheit zu gelangen, hat ſich an Strindbeng mit
beſonderer Eindringlichkeit offenbart. Seit ſeinem Tode im Fahre
1912 iſt dieſer früher nicht gerade weitbekannte Dichter zu einer
beherrſchenden Größe in unſerem literariſchen Leben empor
gewachſen. Strindberg zu rühmen und immer wieder auf ihn
hinzuweiſen gehört zum guten Ton; allerlei Literaten nähren ſich
von der geiſtigen und verſönlichen Hinterlaſſenſchaft dieſes Dichters
und unſeren Thegtern gilt er als einer der am eifrigſten gepflegten
Modogötzen

Der Hauptgrund dieſer Strindbergmode liegt nicht in unmittel-
hen künſtleriſchen Oualitäten dieſes Dichters, ſondern in ſeinem
xaſenden Bekennerfanatismus, der in ſeiner bis nahe ſer,
an die Grenze des Jrrſinns geſteigerten Monomanie manchmal

t einer grauſigen Wucht aufragt. Bei näherem Hinſehen er-
ſcheint in dieſem Fanatismus und ſeinem anklägeriſchen Zorn
freilich oft an Stelle der ethiſchen Tiefe der Trotz eines ungebärdi-
gen Kindes. Aber gerade in dieſem Trotz fühlen ſich viele Stiirmer
und Dränoer unſerer jüngſten Dichtergeneration Strindberg ver-
twandt.

Die zünftige Krittk, die ihren Mangel an kritiſchem Verſtändnis
gern hinter Schlagworten verbirgt, hat auch für Strindberg ſchnell
ein ſolches Schlagwort gefunden und ihn zum dämoniſchen Frauen
kaſſer geſtemvelt. Jn der Tat klingt der Kampf der Geſchlechter
durch das ganze Lebenswerk dieſes Dichters. Aber richtiger müßte
bei ihm von einem grimmigen Menſchenhaſſer geſprochen werden
und es zeugt für ſeine ganze, nicht nur künſtleriſche, ſondern anich

ethiſche und weltanſchauliche Einſeitigkeit, daß er mit einer wahren
Wolluſt immer wieder Scheuſale des Menſchengeſchlechts ſchildert.
Gegen die Legende vom Frauenhaſſer ſprechen ebenſoſehr Geſtalten

Sehnſuchtsſchrei nach der reinen, gütigen Er-
löſerin Frau. Und ſelbſt nach drei Enttäuſchungen iſt noch
der ſechginjährige Dichter wie eine kürzlich erſchienene Veröffent-
lichung „Strindberg im blauen Turm“ erkennen läßt, auf Freiers-
füßen gewandelt.

Daß Strindberg ein Dichter und ſtarker Dramatiker geweſen iſt,
wird an manchen ſeiner Stücke, wie dem packenden Einakter „Fräu-
lein Julie“, offenkimdig. Andere Werke, wie die Trilogie „Nach
Damaskus“, ſind höchſtens bographiſch und pſychologiſch um nicht
zu ſagen: pſychopathiſch, zu worten. Zwiſchen dieſen beiden Ex
tremen liegt der größte Teil von Strindbergs dramatiſchem Lebens
werke, der meiſtens eine kinomäßig gewaltſame Konſtruktion der
Handlung aufweiſt, zwiſchendurch aber in Einzelzügen, wie etwa
der feurig funkelnden Bohèmeromantik im „Rauſch“, die dichteriſche
Genialität ſeines Schöpfers offenbort.

Weniger bekannt iſt heute noch Strindberg als Erzähler.
Gerade in der epiſchen Kunſt tritt jedoch der hervorragendſte
Fehler von Strindbergs Schaffen, ſein Mangel an Objektivität, zu
gunſten einer ſchärferen Plaſtik der dargeſtellten Vorgänge zurück.
Chorakteriſtiſch dafür ſind ſeine novelliſtiſchen Schöpfungen, vor
allem ſeine „Hiſtoriſchen Miniaturen“. Während Strindbergs
hiſtoriſche Dramattf eigenwillig verzerrte Bilderfolgen enthält, die

von ihren geſchichtlichen Vorbildern kaum mehr als die äußerlich-
ren Momente wie Namen und Daten, beibehalten, beſtechen die
„Hiſtoriſchen Miniakturen“ durch ihre in ungemein knapper Form
gegebene wahre und anſchauliche Charakteriſtik von Kulturgzeit-
altern und hiſtoriſchen Perſönlichkeiten. Die Schilderung des päpſt
lichen Rom vor der Lutherſchen Reformation in der Novelle
„Lakoon“ oder der Geſtalt Peters des Großen in der Novelle „Der
Große“ iſt in dieſer Hinſicht lebendiger als manche umfangreiche

wiſſenſchaftliche Darſtellung. Br.
„Intendanten links raustreten!“

Wir berichteten vor einigen Tagen über die Wahl Dr. Ulbrichs
zum Generalintendanten in Weimar. Daß ſolche Ernennungen

genau ſo wie die zum Gefreiten durch die militäriſchen Kommando-

wie der Kapitän im „Totentanz“, wie ſein bis zuletzt durchgitternder

ſtellen erfolgen, erfährt man aus einem Bericht des „B. T.“. Es
heißt da:

„Die thüringiſche Regierung hat bekanntlich für den Poſten des
Beneralintendanten des Deutſchen Nationaltheaters in Weimar

den bisherigen Meininger Jntendanten Dr. Ulbrich auserſehen,
welche Wahl ron allen Seiten und aus den verſchiedenſten Lagern
mit Veifell begrüßt wurde. Jm letzten Augenblick, kurz vor Ab
ſchluß der Verhandlungen hat jetzt der Militärbefehlshaber für
Thüringen gegen dieſe Wahl Stellung genommen und erklärt, daß
die Ernennung des Generalintendanten von ſeiner Zu
ſt i mmun u bhängig ſei Dieſe ganz unerhörte Einmiſchung
in erne rein kulturelle Frage hat in den geiſtigen Kreiſen Weimars
natürlich berechtigte Erregung hervorgerufen, da die Angelegenheit
der Neubeſetzung im Intereſſe des FJnſtituts keinen Aufſchub
duldet. Aber auch weit über die zunächſt intereſſierten Kreiſe
hinaus muß ein derartiger Eingriff, der jeder Rechtsgrundlage ent
behrt, die allergrößte Verwunderung erregen. Es handelt ſich um
eine Bevormundung in geiſtigen Dingen, wie wir ſie bisher auch
unter dem Ausnghmezuſtand nicht erlebt haben.“

Nach unſerer Kenntnis der Dinge iſt Dr. Ulbrich nicht nur
eine ſozuſagen politiſch unintereſſierte, ſondern eine wirklich
rolitiſch unintereſſierte Perſönlichkeit. Das wird auch von allen
anderen Seiten beſtätigt. Man ſagt, daß der Militärbefehlshaber
den Meininger Jntendanten künſtleriſchfürungeeignet
hält. Ulhbrich fübrte zum Beiſpiel Georg Kaiſers „Gas“ auf.
Es iſt ja über die Maßen erfreulich, daß ein Mann, der ſonſt nur
„Ruhe und Ordnung außerhalb des Theaters aufrechtzuerhalten
bat, auch Intereſſe für das Theater bekundet. Vielleicht könnte die
Generalität ihre Anteilnahme am Theaterleben wir erinnern
an den Dresdener Theaterſkandal! in für ſie etwas einfacheren
Formen betätigen.

Platon, Bethe, Poincaré und wir.
Weil Georg Kaiſer verhindert war, ließ die immer literariſche nd unſeres Wiſſens noch nie politiſch geweſene weſelſchaſt

Herrn Veihe aus Leipzig über das höhere Denken im Dienſte
volitiſcher Kaynegießerei ſprechen. Herr Bethe iſt Geheimer Rat
und unglücklich genng, ein Zeitgenoſſe des Raymond Poincaré zu
ſcin. Wir geſetten uns, anzunehmen, daß die zeitweiligen Unter
brechungen größter Zuſammenhänge, die der Redner ſeine Zuhörer
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Schacht vor dem Sachverltäncigen

Kusſchuß.

e u Paris, 21. Jamnar. (Eig. Drahtb.)
Hie Beſprechungen zwiſchen dem Präſidenten Dr. Sch acht und

dem Sachverſtändigenausſchuß der Reparationskommiſſion hat am
Montagnachmittag um 3 Uhr begonnen und drei Stunden gedauert.
Der Sachverſtändigengusſchuß hatte dem Reichsbankpräſidenten
bereits am Sonntag einen Fragebogen überreicht, der von ihm

Wirtſchaftspoſſtſk.
Ber internationale Deviſen- Markt.

.„Am Deviſenmarkt am Montag lagen, wie zum Wochenanfançüblich, heute etwas mehr Kaufaufträge für die amtliche gar
ſtellung vor. Die Steigerung egenüber den Vortagen iſt jedoch
unerheblich, und wurde von der Reichsbank um ſo weniger gewertet,
als herausſtellt, daß im allgemeinen das Verhältnis
zwiſchen Deviſennachfrage und Angebot ſtabilam Montagnachmittag in einem zweiſtündigen zuſammenhängen- bleibt

den Expoſe beantwortet wurde. Die gewünſchten Auskünfte be
zogen ſich auf die in Ausſicht genommene Gründung einer Gold
notenbank, auf die augenblickliche finanzielle Lage
Deutſchlands. die Organiſation der Rentenbank und
die dam:t zuſammenhängenden Währungsprobleme. An
das Expoſé ſchloß ſich eine freie Ausſprache an, die gleichfalls rein
tech niſchen Charakter hatte. Der offiziellen Sitzung war von
2 bis 3 Uhr eine unverbindliche Ausſprache zwiſchen einigen der
Mitglieder des Ausſchuſſes und Dr. Schacht vorgeſehen. Der ſtell
vertretende Vorſitzende der Kriegslaſtenkommiſſion Dr. Meyer
wohnte dieſer Beſprechung bei. Die Meldung, daß auch der ehe
malige Staatsſekretär Bergmann der Sitzung beigewohnt
habe, iſt unrichtig. Herr Bergmann weilt zwar auf ausdrücklichen
Wunſch des Sachverſtändigenausſchuſſes in Paris, ſeine An-
weſenheit ſteht aber in keinem Zuſammenhang mit der offiziellen
Miſſion Dr. Schachts, der übrigens am Dienstagmorgen um 10 Uhr
eine Konferenz mit beiden Sachverſtändigenausſchüſſen haben

Der Rapitalflucht-Ausſchuß.
Barthons Vorwürfe gegen aie pentſchen Regierungen.

Vorſitzender Mac Renva.

Baris, 22. Januar. (Eig. Drahftbericht.)
Der zweite Sachverſtändigenausſchuß, der die Ermittlung aller

ins Ausland geflüchteten deutſchen Kapitalienr Aufgabe hat, am Montagmittag zu ſeiner konſtituierenden
Sitzung zuſammengetreten. Barthou, der Vorſitzende der Re

i riſ in ſeiner Begrüßungsanſpder Tätigkeit des erſten Komitees und der Energie ſeines
orſitzenden rückhaltloſe Anerkennung. Die Frage nach der

Höbe der heute im Auslande angelegten deutſchen Kapibtalien,
führte er weiter aus, ſei leichter geſtellt als beantwortet aber ſie
müßte unter allen Umſtänden in Angriff genommen werden. Die
deutſche Regierung babe dieſe Flucht deutſcher Vermögenswerte
ins Ausland zum Schaden der deutſchen Finanzen und der deut
7 r a x in Frage geſtellt. Sie habe ſelbſt eine
Reihe geſetzli und adeniniſtrativer Maßnahmen dagegen ge
troffen, denen jedoch ein Erfolg nicht beſchieden geweſen ſei. Mac
Kennag, der engliſche Vertreter in dem Komitee, habe ſelbſt im
Hezember 1922 den Geſamtbetrag der im Ausland in Form von
Depots angelegten chen Vermögenswerte auf eine Mil
liarde Dollar geſ und deren Nutzbarmachung zugunſten
der Reparationen angeregt. Die deutſche Regierung habe durch
den Mund ihres autoriſierten Vertreters zu wiederholten Malen
zugeſagt, daß ſie alle Bemühungen, dieſe Kapitalien nach Deutſch
land zurückzuleiten, mit allen ihr zur Verfügung ſtehenden Mitteln
unterſtützen werde. Barthou wandte ſich zum Schluß an
Mac Kenna mit der Bitte, den Vorſitz des Komitees zu übernehmen.
Dieſer Bitte wurde entſprochen.

Dr. Grangdel.
München, 22. Januar. (Eig. Drahtkbericht.)

du rer 7 Zrit v t v S inug ver e zweite Beteiligke an dem gegenGeneral v. Seeckt in Berlin iſt der als Kationalſogialſſt bekannte

Augsbuger Fabrikbeſitzer Dr. Grandel. Weiteren politiſchen
Kreiſen iſt er bekannt geworden durch ſeine Zeugenſchaft in dem
Prozeß wegen Ermordung des Studenten Baur (Fememord im
Blücherbund), wo er den berüchtigten Dr. Ruge zu entlaſten
ſuchte und ſich dabei als materieller Protektor dieſes ſchleſiſchen
„Geheimrats Berger“ entpuppte. Dr. Grandel wurde am Sonn
abendabend durch Berliner Kriminalbeamte nach Berlin gebracht.
Wie unſer Parteiblatt in Augsburg, die „Schwäbiſche Volkszei
tung“ mitzuteilen weiß, laufen die Fäden des ganzen Komplotts
nach Augsburg.

Erhöhung der franzöſiſchen Eiſenbahn- und Poſttarife. Aus
Paris wird gedrahtet: Die Ablehnung der von der Regierung vor-
geſchlagenen Maßnahmen zur ſchärferen Erfaſſung der direkten
Steuern von Einkommen und Vermögen durch die Finangzkommiſ-
ſion ſcheint zu einer weiteren Mehrbelaſtung der breiten Maſſen
führen zu ſollen. Da die Beſchlüſſe der Finanzkommiſſion die aus
der Unterdrück der Steuerdefraudation erwartete Mehr-
einnahme von 2 Milliarden Franken ſtark in Frage ſtellen, wird
neuerdings eine Erhöhung der Eiſenbahn- und Poſttarife
angekündigt.

eibt.
Die Kursfeſtſtellung erfolgte auf der Baſis von 4,2 Bil

lionen für den Dollar. Das engliſche Pfund wurde wieder eine
Kleinigkeit niedxiger mit 17,9 Billionen amtlich notiert. Dieſe

international eine Kleinigkeit niedriger liegt, und zwar, wie man
t als Rückwirkung der Schwankungen des franzöſiſchen
Franken.

Jnternational hervorzuheben iſt neben dieſem leichten Rückgan
der engliſchen Währung Pfunde gegen Kabel ſoklerten
gegen 4,23 am Sonnabend die neuerlichen Schwankungen der
franzöſiſchen Valuta. Paris gegen London wurde heute mit 96
nach 97 nach 952 gehandelt. Das Geſchäft hielt ſich jedoch in
engen Grenzen, weil man immer mit dem Beginn einer Stützungs
aktion für den Franken rechnet. Einige Termingeſchäfte kamen für
Neuyork gegen Paris zuſtande. Es wurden gehandelt per März
23 per April mit 234. gDie Repartierungen bei den hieſigen Kursfeſtſtellungen
waren unverändert. Auf London und Amſterdam wurden je
15 Front auf Neuyork 10 Prozent, auf die übrigen Vollzuteilung.

Am Notenmarkt wurden Dollars, ſowohl große wie kleine
Stücke, mit je 1 Prozent repartiert. Sonſt erfolgten überall volle
Zuteilungen.

Markbewertung in der Nenyorker Schlußbörſe 23,2 bis 24, in der
Nachbörſe 23 bis 23 Cents für 1 Billion Papiermark. Dollar-
parität 4,3 Billionen.

Gewerkſchaftsbewegung.
re Gegen kommuniſtiſche Zerſtörungsa rbeit.

Sitzung des Bundesausſchuſſes des ADGB.
Wie aus dem „Vorwärts“ erſichtlich iſt, war der Bundesausſchuß

dieſer Tage zu einer zweitägigen Sitzung verſammelt, um Stellung
zu dem Anſturm der Unternehmer auf den Achtſtundentag, zur
Lohnpolitik, zu den gegenwärtigen Aufgaben der Gewerkſchaften
und gegen die kommuniſtiſche Zerſtörungsarbeit zu nehmen. Jn
der Debatte über den Geſchäftsbericht des Bundesvorſtandes wurde
der Wunſch nach baldiger Vergrößerung der „Gewerkſchaftszeitung“
ausgeſprochen. Ueber den Kampf um den Achtſtundentag ſprach J
Leipart, der ſich auf den Standpunkt ſtellte, daß der geſetzliche
Achtſtundentag durch die Arbeitszeitverordnung keineswegs beſei-
tigt, ſondern von neuem feſtgelegt worden ſei. Eine entſprechende
Entſchließung wurde angenommen. Tarnow erſtattete den Be
richt des Lohnpolitiſchen Ausſchuſſes, insbeſondere über Verhand
lungen mit den Unternehmern über die Verbindlichkeits-Erklärung
von Schiedsſprüchen. Nach einem Referat über die Aufgaben der
Gewerkſchaften in der gegenwärtigen Lage wurde ohne Debatte
eine längere Entſchließung angenommen, deren Wortlaut wir noch
zur Kenntnis unſerer Leſer bringen werden.

Die kommunniſtiſche Zerſtörungsarbeit in den
Gewerkſchaften beleuchtete ein ſehr lehrreiches Referat des
Bundesſekretärs Schulgze, der nach Hinweis auf die kommu-
niftiſchen Sonderveranſtgltungen. Sonderorgane, und deren Be
ſchlüſſe ein einmütiges Vorgehen aller Gewerkſchaftsinſtanzen
gegen dieſe Zerſtörer empfahl. Die Ausſprache war ſehr lebhaft
und brachte bei einer Enthaltung volle Uebereinſtimmung mit der
vom Referenten vorgelegten Reſolution. Für einen von den Kom
muniſten verlangten außerordentlichen Gewerkſchaftskongreß wurde
ein Bedürfnis von keiner Seite anerkannt. Die Entſchließung
gegen die kommuniſtiſche Zerſtörungsarbeit lautet:

„Entgegen dem Beſchluß des Nürnberger Gewerkſchaftskon-
greſſes, in dem ausdrücklich die partei politiſche Neutra
lität der Gewerkſchaften feſtgelegt wird, bemühen ſich die
kommuniſtiſchen Parteigänger, die Gewerkſchaften zu Organen
ihrer. Parteipolitik zu machen. Der gegen derartige Be
ſtrebungen gebotene Widerſtand der verantwortlichen Gewerk

ſchaftsleitungen wurde mit einer wüſten Hetze gegen die einzelnen
rbandsleitungen und gewerkſchaftlichen Zentralſtellen beant-

wortet. Mit allen Mitteln wird von kommuniſtiſcher Seite ver
ſucht, das Vertrauen der Gewerkſchaftsmitglieder zu den eige-
nen Organiſationen zu untergraben, künſtlich eine Oppo-
ſition zu ſchaffen, ſo daß bei ungeſtörter Fortſetzung dieſes Trei-
bens jede wirkſame Gewerkſchaftsarbeit verhindert wird.

Unter dem Deckmantel, die Gewerkſchaften zu retten und zur
Durchführung des revolutionären Klaſſenkampfes befähigen zu
wollen, hat die Kommuniſtiſche Partei innerhalb der Gewerkſchaf
ten eine beſondere Organiſation mit eigener Verwaltung und eige-
ner Beitragsleiſtung aufgezogen. Durch Einberufung einer eige-
nen Reichskonferenz der Ortsausſchüſſe des ADGB. und Heraus-
gabe eines eigenen Mitteilungsblattes der Oppoſition hat dieſe

erleben ließ, und das fahrſtuhlartige Denken durch die verſchieden
ſten Stockwerke der Denkformen keinen Grund als jene be
unruhigende Zeitgenoſſenſchaft gehabt hat. (Wir überlaſſen es

ſich pu äußern, ob der Grund für ihn ein ſtichhaltiger ge
eſſen wäre.
Wir möchten kleinen Zweifel über den erheblichen Wert des Vor

trogs, ſoweit es wirklich um den griechiſchen Philoſophen ging,
coufkommen laſſen. (Das Thema hieß „Platon und wir“.) Wenn
der Redner indeſſen urplötzlich aus den tiefſten Gründen der Seele
ſtiog, um ſich in den flachſten Vergleichen Platonſcher Schilde-
rungen mit der Gegenwart zu ergehen, ſo hatte man das Gefühl,
die ganze Platon Betrachtung ſei nur eine philoſophiſche Ab
ſchweifung, die einem politiſchen Rahmenvortrag zu dienen haben.
Es war freilich nicht ſo man bekam das Gefühl nur, um ein
ungleich peinlicheres, ein unerträglich peinliches, loszuwerden.
Hätte Geheimrat Beihe ſtatt über „Platon und wir“ nur über
Platon geſprochen, dann hätten „wir“ mehr gehabt. Wer Ohren
zu hören hatte, der konnte hören (und Augen zu ſehen leſen).
Aber der Redner wußte die Ohren für ſeine eigenen Sirenenklärge
rom Jdealſtagt zu verſtopfen durch das Wachs mageren Geſtänd-
niſſes, daß „in unſerem lieben, alten Deutſchland manches war,
was hätte beſſer ſein können“, und den mit. jeder Wiederholung
teutoniſcher werdenden Ruf gegen den „Heuchler“ (uſw.) jenſeits
des Rheins. Es wäre ſchon traurig genug, wenn wir nur eine
Geſchmackloſigkeit darin ſehen müßten, daß der Redner
immer wieder willkürlich Brücken von Platon und der ab-
ſoluten Wahrheit zum „heuchleriſchen Feind jenſeits des Rheins“
als dem Vertreter der abſoluten Lüge ſchlug. Oft keine drei
Sätze von ſeinen eigenen Worten über das Er kennen (auch der
Wahrheit) entfernt

Wir beſtreiten nicht, daß die potengzierte Borniertheit, ſoweit ſieüberhaupt n. und nicht an die Scholle gebunden iſt,
augenblicklich jenſeits des Rheins domiziliert. Herr Bethe aber ver

gißt ſein eigenes Wort, daß der Athener Platon ſeinem Jdeal-
ſtaat in weiſer Selbſtgucht und Selbſterbenntnis von athenien-
ſiſchen Einrichtungen nichts (und von denen Spartas ſchon
mehr) einverleibt hat.

Ein kleiner Teil der Hörer verließ den politiſchen Ausſchank
izeiten; der größere luſt- und ſchmerzwandelte mit ſeinem

kritiſchen Gewiſſen zwi letzten Dingen und der Geiſtigkeit
volitiſcher Klippſchule. Hermann Lange.

Die alte Schule.
Ein Buch vom deutſchen Weſen.

Johannes Kühnel, ein Leipziger Schulreformer, hat im Ver-
lage von Julius Klinkhardt ein Buch erſcheinen laſſen, das den
Titel: „Die alte Schule. Ein Buch vom deutſchen Weſen und vom
Frieden der Welt“ trägt. Selten griff wohl ein Sachkundiger die
Aufgabe, den Mängeln unſeres Schulweſens, ernſter und gründ-
licher an. Die leidenſchaftliche Tonart manches andern Reformers
fehlt gänzlich. Dafür ſchwingt durch das ganze Buch tiefe Heimat-
liebe und warmes ſoziales Empfinden, gepaart mit weitgehendem
politiſchen Takt und Verſtändnis. Man hat ſchon bisweilen an
geſichts des deutſchen Zuſammenbruches geſagt, den Weltkrieg habe
der deutſche Schulmeiſter verloren. Kühnel bringt für dieſe von
manchen Seiten leidenſchaftlich beſtrittene Behauptung den un-
widerleglichen Beweis. Er unterſucht unſere leider heute in weſent
lichen Pankten noch unveränderte Schulorganiſation, die im Auf-
bau ihrer Standesſchulen, ihrem Bildungsmaßſtab, ihrem Stoff-
prinzip und ihren Erziehungsmitteln völlig verſagt hat. Seine
Kritik meidet alles Perſönliche, was auch Gegner ſeiner Anſichten
veranlaſſen ſollte, das Buch gründlich zu leſen. Den Partei
genoſſen ſei die Lektüre (Preis des Buches 2,10 Mk.) angelegentlich
empfohlen. Gerade in unſeren Reihen iſt das Verſtändnis für die
Fehler der alten und die Notwendigkeiten der neuen Schule noch
wenig verbreitet. Wer aber reformieren will, muß urteilen können.
Kühnel zeigt deutlich, wie wichtig die Mitarbeit des ganzen Volkesan der Schulrejorm iſt. Seinen in Ausſicht geſtellten weiteren
Schriften über die neue Schule muß man mit Spannung entgegen
ſehen. Sie ſind wertvoll, wenn ſie den gleichen vornehmen und
ſachlichen Geiſt zeigen, wie es das vorliegende Werk tut.

Dr. Walter Bacher.
Stadttheater. Heute, Dienstag, 8 Uhr: „Tote Augen“. Mitt-

woch: D, e luſtigen Weiber von Windſor“. Donnerstag geht Shake
ſpeares gewaltiges Drama „König Lear“ nach vielen Jahren in
ganz neuer Jnſzenierung unter Leitung des Jntendanten W. Diet
rich in Sgene. Beſchäftigt ſind die Damen Mierſch, Seſſinc,
Thetter und die Herren Günzel, Herrmann, Walter Förſter, Haller,
Weiße Henſel, Durra, Siegle, Weber Tiedemann, Henneberg und
Hoffmann. Freitag Uhr „Graf von Luremburg“. Sonnabend:Whnig Lear“. Am Sonnabendnachmittag geht das Weihnachts

märchen „Der Froſchkönig“ zum letztenmal in Sz ene.

Sonderorganiſation die er zur
r die

leichte Senkung iſt darauf zurückzuführen, daß die engliſche Valuta ſchaft

Schau getragene Maske derſage riß Mitarbeit Intereſſen der Gewerkſchaften
fallen laſſen. Damit wird der ſchlüſſige Beweis erbracht, daß die
Op ſelbſt vor der Spaltung der Gewerkſchaften nicht
z ſchreckt, nur um ihre Parteiziele zu erreichen.

Dieſe Vorgänge zwingen die. Gewerkſchaften zur Aufrichtung
einer wirkſamen Abwehr. Jn den Gewertſchaften iſt jeder
willkommen, der unter Beachtung der Kongreß und Verbandstags-
beſchlüſſe, der Richtlinien und Satzungen des ADGGB. gewillt iſt,
für die wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeiterſchaft einzutreten
Wer aber dieſen Willen nicht hat, ſich gar in den Dienſt der oben
gekennzeichneten Sonderorganiſation ſtellt oder deren Be
ſtrebungen wiſſentlich Vorſchub leiſtet, ſtellt ſich ſelbſt außer
halb ſeiner Gewerkſchaft. Die Gewerkſchaftsbewegung
von derartigen Schädlingen zu befreien, erfordert das Intereſſe der
Selbſterhaltung und der uneingeſchränkten Kampfkraft der Gewerk

en.
Zu keiner Zeit war die Einigkeit und Geſchloſſenheit der Be

wegung notwendiger als zur Stunde. Unter dem Druck der Wirt
ſchaftskriſe, des durch die Jnflation und durch außenpolitiſche Be
drückung entſtandenen Elends glaubt das Unternehmertum die Zeit
des alten Herrenrechts wieder gekommen. Nur feſtes Zuſammen
halten der Arbeiterſchaft vermag die mit ungeheurer Wucht ge
führten Angriffe aufzuhalten und den Weg zum Aufſtieg wieder
r r Dazu ſind die Gewerkſchaften das natür
liche Bindeglied, die wertvollſte Waffe der Arbeiterſchaft.
Dieſe Waffe den Gegnern nicht preiszugeben, die Organiſationen
nicht durch ſchleichende Verleumdung aushöhlen zu laſſen, muß ſich
jedes Gewerkſchaftsmitglied zur Aufgabe machen.
Der Bundesausſchuß erwartet deshalb von allen Gewerk
ſchaftsmitgliedern, daß ſie mit aller Entſchiedenheit von
den gekenn eichneten Zerſplitterern der Bewegung abrücken, daß fte
die notwendigen Maßnahmen zur Befreiung der Organiſation von
dieſen Elementen tatkräftig unterſtützen. Nur im einigen Wollen
liegt die Bürgſchaft, das Ziel der freien Mätbeſtimmung in allen
wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen auch erreichen zu können.“

Abſtimmung der halliſchen Metallarbeiter.
Jn einer am Montag ebhaltenen, ſehr ſtark beſuchten Ver

ſammlung der ſtreikenden Metallarbeiter erſtattete Kollege Höcker
Bericht ü die Verhandlungen in Magdeburg, die zu den be
kannten Vereinbarungen geführt haben und die am Sonntag ab

ltene Konferenz der Bevollmächtigten. Die Forderungen und
ichten der Unternehmer ſind bekannt. Da wir auch über das

Er is der Verhandlungen das Weſentlichſte bereits mitgeteilt
können wir auf den Abdruck der Höckerſchen Ausführungen,

die uns die Streikleitung zugehen ließ, verzichten. Am Schluſſe
teilte Höcker mit, daß die Funktionäre der Mitgliederverſammlung
empfehlen, das Verhandlungsergebnis abzulehnen. Nach ein-
gehender Ausſprache wurde beſchloſſen, ſofort eine geheime Ab-
ſtimmung über Annahme oder Ablehnung der Vereinbarungen
vorzunehmen, an der nur die am Streik beteiligten Mitglieder
teilnehmen ſollten. Es ſtimmten 219 für Annahme, 743 für Ab
lehnung der Vereinbarungen; 12 Stimmgettel waren ungültig.
Jn einer Streikverſammlung der Lindnerwerke in Ammendorf
ſtimmten von Angehörigen aller Verbände 35 für Annahme,
110 für Ablehnung.

Unerfreuliches vom Metallarbeiterkampf. Jn dem großen
Streik der Metallarbeiter um ihre Lebensfrage ſtehen auch die
Autoſattler bei der Firma Gottfried Lindner, Ammendorf, ſeit
dem 15. Januar im Abwehrſtreik. Leider haben ſich hier mehrere
Arbeitswillige gefunden, die da glauben, der Firma einen großen
Dienſt zu erweiſen und ihren Kollegen, welche den Kampf auf
genommen haben, in den Rücken fallen zu müſſen. Es ſind ſtehen
geblieben: Karl Franz (früheres Ortsverwaltungsmitglied),
Kurt Weinecke, Karl Studier, Albert Weſche, Alfred Winkler,
Franz Kluge, Richard Ströfer, Arno Quaas, Martha Biermann,
Antonie Krauſe, Marie Rheinhold, Helene Eiling, Helene Acker
mann. Die Ortsverwoltung des Verbandes der Sattler,
Tapezierer und Portefeuiller.

Aus aller Welt.
Schweres Zugunglück im Darmltädter

Hhauptbahnbok.
Geſtern vormittag fuhr, kurz vor der Einfahrt des Hauptbahn

hofs Darmſtadt, ein von Mainz kommender Regie-
perſonenzug auf eine ſchwere Lokomotive des Aſchaffenburger
Zuges auf, die auf einem Nebengleis hielt. Durch den Anprall
wurde die eine Maſchine aus dem Gleis geworfen und die andere
ſehr ſchwer beſchäödigt. Drei Perſonen wurden ſchwer und vierzehn
leicht verletzt. Die Schwerverletzten ſind Arbeiter die auf
dem erſten Wagen hinter der Lokomotive auf der Plattform
ſtanden und zum Teil erſt mit autogenen Schweißapparaten aus
den Eiſentrümmern herausgeſchnitten werden mußten. Das Un
glück wurde dadurch ſo ſchwer, daß die franzöſiſchen Regiezüge
nicht wie alle deutſchen Züge hinter der Lokomotive einen leeren
Sdhutzwagen haben. Das Unglück dürfte darauf zurückzuführen
ſein, daß der Beamte des Stellwerks nicht erkannte, daß die
Aſchaffenkurger Lokomotive im Eis 2 Meter zu weit gefahren
war und mit einem Puffer in das Hauptgleiſe hineinragte.

Meuternde Matrolen.
An Bord der norwegiſchen Bark „Benneſtret“ brach als

ſie Cuxhaven auf der Ausreiſe paſſierte, unter der Mannſchaft
eine Meuterei aus. Die Matroſen griffen den Kapitän an
und bedrohten ihn. Der Steuermann und der Maſchiniſt traten
auf die Seite des Kapitäns Die Mannſchaft wurde gewalttätig.
Es entſpann ſich ein wilder Kampf, bei dem der Steuermann er
hebliche Verlenngen erlitt. Das Schiff hißte die Notflagge, ſo
daß Polizei an Bord kommen mußte und die Ruhe wiederherſtellte.
Die meuternden Matroſen wur feſtgenommen und in
Schutzhaft geſetzt, bis ihr Konſul weitere Entſcheidungen ge-
troffen haben wird. Das Shiff ſetzte mit neuer Mannſchaft
ſeine Fahrt fort.

Das Eis der Oſtſee. Die geſtern einſetzende milde Witterung,
verkunden mit Regen, hat di Eisverhältniſſe mehr verbeſſert. Das
in der Lübecker Bucht ziemlich umfangreich treibende loſe Eis
bietet der Schifffahrt kein weſentliches Hindernis mehr. Die Zu
fahrtsſtraße nach Lübeck und die mecklenburgiſche Seite der Bucht
ſind ſo frei, daß ſelbſt kleine leere Dampfer den Hafen erreicht
haben. Die Trave und Hafen ſind mit zerbröckeltem Eis
bedeckt. Das Gjedſer Feuerſchiff iſt eiſeshalber wieder eingezogen,
die Feuerſchiffe Lätſötrindel und Drogdor dagegen wieder aus
gelagt worden.

Tanwetter im Rieſengebirgec. Am Sonnabend und Sonntag
iſt im Rieſengebirge im Tal wie im Hochgebirge ſtarkes
Tauwetter eingetreten. Die Schneemaſſen ſind infolge
deſſen ſtark zuſammengeſchmolzen. a Thermometer
zeigt mehrere Wärmegrade. Teilweiſe regnet es. Die Sport
Lä tigkeit hält auf den Rodelbahnen noch an, doch iſt der
Skiſport ſtark beeinträchtigt.

Verantwortlich für Politik und Wirtſchaft: F. O. H. Schulz
für Feuilleton und Lokales: Hermann Lange; für Gewerk
ſchaftliches, Provinz und Sport: Gottlieh Kaſparek, für
den Angzeigenteil: Wilhelm Herzig; ſämtlich in Halle. a
Verlag: „Volksblatt“ G. m. b. H. Druck: Halleſche Genoſſen-

chaftsBuchdruckerei, e. G. m. b. H., Halle, Harz 42/41.



Vereins-Kulender
der VSPD.,

Hewerkſchaften, Geſelligen Vereine
je der ſozialiſtiſchen Frauen Zuſammen

nfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Sekretarigt der VSPD. Halle (Saale), Harz 42/44,

Hofgebäude, 2 Treppen. Fernruf 1629.
(Ortsburean daſelbn Fernruf 1029).

Die Veröffentlichungen der VSPD. im Bereinskalender
erfolgen, wenn nicht koſtenlos, gegen beſondere Ver
einbarung die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 500/0 Rabatt.
Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Vereinskalenders bekanntgegeben.

e

iſt zwingende Notwendigkeit.
ringt deshalb zu allen Veranſtaltungen

der Partei Eure Frauen mit.

ungſozialiſten. Heute abend *8 UhrZuſammenkunft im geh Weidenplan 20.

SUJ. Gruppe Nord. Mittwoch, den
23. Januar Frage- und Aufklärungs abend
über Fragen der Jugendbewegqung Fragen
müſſen ſchriftlich beim Vorſitzenden abge-

eben oder in den verſchloſſenen BriefkaſtenW Heim geſteckt werden.

artei genoſſen Die Aufklärung der
auen

SAJ. Kindergrupoe. Heute nachmittag5 ger Ta Heim eidenplan, Liederadend.

Muſikinſtrumente mitbringen.
Proletar. Kultur- Vereinigung Hall.

Auf vielfachen Wunſch des Publikums
wird Freitag. den 25. Januar, im großen
Volksvparkſoale „Die Republik wieder
holt. Der bohen Unkoſten wegen kommt
eine weitere Wiederholung nicht in Frage.

r Vorverkauf hat bereits begonnen.
intrittskarten ſind in den Filialen des
nſumvereins u. in den Buchhandlungenzu haven 50h eng den 22. Januar,Herre urg. J n erMitgliederverſammlung. Vortrag des Gee Oberbürgermeiſter Beims (Magde-

burg). Wir bitten um recht zahlreichen
Beſuch. Jedes Mitglied wird geveten, ein
Brikett mitzubringen.
D litz h Jungſozialiſten. Wir gehenelitzsch. am Mittwoch. dem 28. Ja
nuar zum öffentlichen Vortragsabend der
SAJ. Thema „Proletariſche und bürger-
liche dw gqung“. Referent Genoſſe

Deiſt (Halle Kommt alle und pünkt
lich 8 Uhr nach der Mädchenvolksſchule.

Zentralbibliothek Halle
Surgſtraßde 27 (Volksparh).

Geöffnet Dienstag u. Donnerstag
abends 6 dis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu haben in der Volksbuchbdl.. Harz 42/44.

Mitteldeutcher Meterverhant

Ortsgruppe Halle
Donnerstag, den 24 Januar,
abends 7/2 Uhr, im großen
Saale des „Volksparks“:

Generdlverſgmnmlumg

Erſcheinen aller Mitglieder iſt Pflicht.

2 Der Vorſtand.

C

C ſaiſe pDie nächſte Nacheichung der Meß-
geräte findet ſtatt:
Vom 28. Januar bis 2. Februar 1924:

Freiimfelder Straße, Leipziger Straße,
Kurze Gaſſe.

Vom 4. Februar bis 9. Februar 1924:
Forſterſtraße 10 44, lberſtädter
Straße Germarſtraße eckelſtraße,
Krukenbergſtraße, Volkmannſtraße.

Vom 11. Februar bis 16. Februar 1924:
Frieſenſtraße, Krauſenſtraße, Grünſtr.,
Julius-Kühn-Straße, Thaerſtr., Ber
liner Str., Hordorfer Str., Deſſauer
Straße.

Vom 18. Februar bis 23. Februar 1924Gütchenſtraße Karlſtraße, Wilhelmſtr.,

Sophienſtraße, Zinksgartenſtr., Hedwig-
ſtraße, Marthaſtr., Luckengaſſe. Weiden-
plan, Friedrichſtraße 15-8 und 52-65.

Halle, den 21 Januar 1921.
Die Städtiſche Poltzei- Verwaltung.
Am Schwarzen Brett im Wagegebiude

(Marktplatz 24) befindet ſich eine Bekannt-
machung betreffend die förmliche Feſt
ſtellung des neuen Bebauungsplanes für
das Gelände am Krähenberg zwiſchen
Seebener Weg und Angerweg.

Halle, den 17. Januar 1924.
Der Magiſtrat.

DDelitzseh
Am Schwarzen Brett: 4852
2 Nachtrag zur Schankerlaubnisſteuer-

ordnung. Gebührenordnung für Heb-
ammen.

Magiſtrat Delitzſch.

C eſhra dDie Gewerbheſteunerrolle des Gemeinde
bezirks Helbra für das Veranlagungsjahr
1923 liegt während der Zeit vom 24. bis
31. Januar im hieſigen Gemeindebüro
während der Dienſtſtunden zur Einſicht
öffentlich aus. Die Einſicht iſt nur den
Fteuerpflichtigen des Bezirks geſtattet.

Helbra, den 22. Januar 1923 1055
Der Gemeindevorſteher.

C

Stact Theater. i äfält man das kür möelch??
e Franzosen verbleten Im besetzten Cehlet

Mittwoch. adents 7 Vr:
De lastigen Meſber.

Doanersteg, adäs. 7 V

Könlg Lear.

Gr. Virichstrase51
Morgen letzter Tag!

lackie Googan

Zirkusking
Morgen nachm. s Ubr
große Jugend- Vor-
stellung. Auf allen

Plätzen 30 Pfg.

Volkspark
Burg ſtraße 27.

mm ehe ſein

alen Idee

und andäehti
betreffen. Orkan arti

den sehönsten dentsohen Film:

Wilhelm Tell
Der Film dentscher Scbaffensfreude! Der Film der Massen-
szenen! Der Film der besten deutseben Darsteller!
S So urteilt die Borliner Prosse
Der Meistersohuß ist gefallen.das Millionen ensechen in atemloser Spannung bält

lausehen läßt an den Vorgängen, die une alle
setzten die Beitallsstärme ein

das Marmorhaus erdröhnte

Première Donnerstag nachm. 4 Uhr

C. T. Lichtspiele am Riebeckplatz
Der Siehern Sie sich Ihre Plätze im Vorverkaut

v rer rr r rrrr

Es ist ein Werk gesohaffen,

e. G. m. b. H., Halle (Saale)
Mittwoch, den 30. Jannar 1924, abds. 7 Ahr,

im „Gewerkſchaftshaus

Tagesordnung:
1. Jahresbericht; Vorlequng der Bilanz; Bericht des

ufſichtsrates Verwendung des Uebeiſchuſſes Ent
laſtung der Verwaltung.

2. Anträge Neuwahl der Vorſtandsmitolieder auf ein
Jahr Neuwahl für zwei ausſcheidende Aufſichtsratsmiiglleder auf drei Jahre Neuwahl eines Erſatzmann s
für den Aufſich srat auf ein Jahr; Ausſchluß von
Mitgli dern.

be in
ontor erhältlich.

De Zutritt nur für Mitglieder W
Der Vorſtand.

Karl Reiwand.

ſammlun
ſind im

Mdent]. GeneralVerſammlung

Anträge müſſen ſpäteſtens 5 Tage vor Stattfinden der Ver
Vo' ſtand eingegangen ſein. Bilarz- Abzüge

Franz Peters.

V

Eleg. D Masken
v. 4--6 Mk an verl.
Jul.-KühnSti. pr.
Sie kaufen bei uns

guf Kredlt
gegen bequeme

2

De
J W

JTd S

Z. 35 u S
Nach vſefer Muhbe ist es uns gelungen, wieder einen grösseren Posten

hereinzube kommen und bieten selbige unserer werten Kund-
schaft zu diesem r Ausnahmepreis Ws olange der Vorrat reioht, an.

gwWe

S
en

wöchentl., 14täcige
und monatliche

Teſlzahlungen!
alle Bekleidungs
gegenſtände f. Herren
u. Damen vom Kopf
bis zum Fuß, ferner

Berufskleidung,

mit langjähnger Tätigkeit für un

waren, fertig u. vom
Stück, wollene und
baumwollene Stoffe
Schuh und Leder
waren aller Art uſw.
uſw. von den ein-
fachſten bis zu den
eleganteſten Aus
führungen. Gut und
preiswert! Ware

seren elektrischen Betrieb, sowie
für Heimarbeit gesucht. Meldungen
vormittags zwischen 10 und l Uhr

T Herren u. Damen beiSd wäſche, Tiſch und 4859d Beitwäſche, Weiß-

m-—

Oberdeden-Höberfoorn

e
am Markt. 4

wird ve'n der erſten
Anzahlung ſofort ge
ltefert. Schreiben Ste
uns, was Sie zukaufen wünſchen, u.
Sie erhalten ſofort
Katalog u. Verſand
bedingungen gratis
und franko. 1053

eder Art übernimmt ung
iefert ſchnell und ſauber

Druckaufträge

flallesche Genossengchafts-Buchäruckere

August Rettiq 6. m. b. H.

Berlin 2070
Innsbrucker Straße 18

Kleine lnerate

finden hier
weiteste

Verbreitung

Wiederverkäufer Extrapreise
Ceminder, bemnburger Str. 16.

V

Strickcolle 82 Pf.

auf kurze Zeit einstellen,

I un hMi

Infolge eußer gewöhnlich starker Nachfrage müssen wir
den Ausstoß unseres

u
um die Quolität d

bieres nicht zu geföhrden. Von Anfang nächsier Woche
an werden wir ollen Ansprüchen wieder entsprechen können.

Schulthelt-Patzenhofer-Brauerel Aktlen Ges,

J

l h

UIbodh

am

eses Speziol-

„VOLKSBLATT--
Die Verordnung

Uber die Arhbeitszeit
mit Erläuterungen.

m Auftrage des Allgem Deutſchen
rkſchaftsbundes herausgegeben

von Th. Leipart.
Preis 30 Pfg. Preis 30 Pfg.
BUCHHANDLUMG

nun mm un nunu mm I in l l mine u h

empfiehlt zu billigen Preisen
J. Sternlicht. Alter Markt 11
ICESMMCCIIIIIIIIIIIIIIIDIIIIIIIIVVVIIIE
Aohtung! Hausfrauen! Aohtung!
eparaturen mit Origindl-Topf-clicht

an Emaille- Aluminium- und EFisengesechirr führs
sau ber aus W. Deparade, Tauvenstr. 8

Von beſtimmter Seite,

OVolkshaus-Verkauf!
abſichtlich oder unabſichtlich, werden Ge

rüchte von einem Verkaufe des Eisleber „Volkshauſes“ verbreitet.
Alle derartigen Gerüchte ſind aufgelegter Schwindel!
Das „Volkshaus“ befindet ſich in den Händen der freien Gewerkſchaften
und bleibt auch im Beſitze derſelben. Das Etabliſſement wird augen-
blicklich in ſeinen geſamten inneren Räumen renoviert und damit neu
und zeitgemäßer ausgeſtattet. Wir benutzen aber die aus dieſem Anlaſſe
gebotene Gelegenheit, unſer „Volkshaus“ mit ſeinen Gaſtſtuben, großen

Korporationen und Vereinen,
und kleinen Sälen, Kegelbahnen uſw. ohne Ausnahme allen denjenigen

die für etwaige Veranſtaltungen die
Räumlichkeiten in Anſpruch nehmen wollen, in empfehlende Erinnerung

zu bringen. e 2 Telephon 560.2 2 2 2 2 JGepflegte Engelhardt Biere Diverſe Getränke Gute Küche

Genoſſenſchaft „Volkshaus“ e. G. m. b. H.
Der Vorſtand.

Hendrich. Bloßſeid. Böttcher.
Der Aufſichtsrat.
J. A. Strauß.

Nur eine Voche!
Bis Sonnabend, den 26. Januar

Inventur- Preise
von außerordentlicher Billiqkeit!

Einige Beispiele:
Damen Wintermäntel in gloften und gemustferten 10“

9
wormen Flauschstoffen. inventfurpreis: 18. 16.50

19

Seidentrikot- Blusen Jumper-Form mit Woilstickerei

77
o

gern in reicher fForbenouswahl. Inventurpreis: 14.50 11.

on

1 10

Seidentrikot- Kleid aporie kleidsame Form, in ge-

1 10

diegenen Farben e Invenfurpreis:
Künstler-Gardine in englisch. Toll, dreueiig

Imventurpreis: von
Künstler-Garnitur in Modros, dreſieilig

Invenfurpreis: von
1 Poſten Oberhemden Perkal ren und hein

gemusteri e e lnventurpreis: Metert Poſten Kleider druck in gediegener, qut wesch-

barer Quoliföt e e e Invenfurpreis: Meter

Kleider- und Blusenstoffe, Wäschesfoffe für
leib- und Beihwäsche, Handfücher und Wisch-

fücher, Schürzen, Damenwäsche zum Teil
leicht angeschmutzt, sowie Damen- Konfektion

jeder Art zu bedeutend zurückqesefzten

Ausverkaufs-Preisenl

Otto Wirth
M FRSFBVR GBurgstraße 9 Fernsprecher 549

v

v
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halle und Saalkreis.
Halle, den 22. Januar 1024.

Aus dem Stadtparlament.
Die Polizei im Koten Curm. Umlegung des Stadtkranken
pauſes. s Die Erwerbsloſeneingaben dem Magiſtrat üverwieſen.
Es war bezweifelt worden, daß unſere Vertreter im Vorſtand der
tadtverordnetenverſammlung das Vertrauen des Kollegiums be

itzen. die Kommuniſten bei der Wahl nicht für unſeren Ge
oſſen Dürrfeldt als ſtellvertretenden Vorſteher eintraten,
jrach en ſie das Abkommen, nach dem die Sitze im Vorſtand der
Fraktionsſtärke entſprechend verteilt werden ſollen. Deshalb mußte
uch unſere Fraktion bei der Wahl des zweiten Schriftführers, für
elchen Poſten bei Einhaltung des Abkommens der Siadtv. Jllgenadgeben.
ein (Komm.) in Frage gekommen. wäre, weiße ZettelWenn Genoſſe Albert M üller dadurch formal S nur einen
Teil der Stimmen des Kollegiums auf ſich vereinigte, ſo beſitzt er

edoch, wie a e eher das Verrauen de auſes. Unſere Fraktion gab in der geſtriitzung eine Erklärung des Sinnes ab. Seitrwen
Ein Dringlichkeitsantrag, 30 infektionskranke Kinder, die ſich

och im Stadtkrankenhauſe befinden, in die Theodor-
chmidt- Stiftung zu überführen, löſte infolge ver
iedener Mißverftändniſſe eine längere Debatte aus. Die Koſten

des Umzugs betragen 2300 Mk. Bleiben die Kinder im Stadt
ankenhauſe, ſo werden zwei Drittel der Räume unbenutzbar.

Damit wäre die Unwrrtſachftlichkeit des Zweigkrankenhauſes ins
inerträgliche geſteigert. Die Verſammlung ſtimmte der Vorlage
hließlich zu.
Gegen die dringliche Behandlung eines Antrags der VSPD.,Linie 8 der e ne bis zum Hettſtedter Bahn-

of zu führen, und eines Antrags Buſſe, die Tarife der
zädtiſchen Werkeherabzuſetzen, erhob der Magiſtrat
iderſpruch, ſo daß die Beratung erſt in der nächſten Sitzung
folgen kann.

Bei der Behandlung von Badeangelegenheiten war Karl Kürbs
n ſeinem Element. Unſeren Genoſſen Albert Müller nannte

r einen „Spießbürger“, worauf Müller ſchlagfertig antwortete,
olcher Vorwurf begründe ſich lediglich aus den Ausführungen
es Herrn Kürbs. Bei der Behandlung des Antrags Hennicke
Komm.) auf Vertagung der Sitzung zur Anhörung von Erwerbs-
oſenwün ſchen durch den Vorſteher, zog Stadtv. Günther gegen
n enoſſen Albert Müller bei deſſen Ausführungen vom Leder

der richtiger: vom Munde. Günther rief: „Jhr ſeid überhaupt
eine Kerle mehr!“ Wir müſſen uns nächſtens doch einmal ge
zauer mit der Politik der „Kerle“ beſchäftigen! Die
erſammlung lehnte zwar nicht ab, die Erwerbsloſen zu hören,
w aber, die Verhandlungen deshalb auf eine Viertelſtunde aus
uſetzen.

Die Aenderungen der Hundeſteuer, der Vergnügungsſteuer, der
ßanalbenutzungsgebühr, der Desinfektionsgebühr und der Be
teuerung des Herbersvertrags, die wir ſchon in unſerem Bericht
der die Haushaltsausſchußſitzung beſprachen, wurden beſchloſſen.
Damit die Polizei die von ihr benutzten Räume im alten

Vagegebäude räumt, werden ihr die Läden III bis V
und die dazwiſchenliogende Bedürfnisanſtalt im Roten Turm
überlaſſen. Die Bedürfnisanſtalt ſoll in die bisherige Verteiler
tation unter dem Marktplatz verlegt werden. Die Koſten von rund
b Mk. werden von der ſtaatlichen Polizeiverwaltung verzinſt

d getilgt. Genoſſe Wilke ſprach den Wunſch aus, erſt die neue
bedürfnisanſtalt zu errichten und dann die alte zu beſeitigen.
Genoſſe Radegaſt trat warm für einen „Abgebauten“, der
r Straßenbahn 28 Jahre gedient hatte, ein und erreichte ſeine

Viedereinſtellung. Sechs Bauſtellen an der Mozart
ſtraße werden zur Errichtung von 18 Wohnungen verkauft. Da
urch werden 12 Altwohnungen in der Stadt frei.
Das Erwerbsloſenelend hatte das Gewerkſchaftskartell
d den Grwerbsloſenrat zu Eingaben veranlaßt, die wir teils

bgedruckt, teils erwähtrt Das Gewerkſchafts-
kartell fordert Tariflöhne für die Pflichtarbeit, Anerkennung
des Erwerbsloſenrates, Weiterzahlung der Unterſtützung auch an

ſolche Erwerbsloſe, welche die Pflichtarbeit verweigert haben, Ge
währung von Kleidung und Mittageſſen, Errichtung von Wärm-
allen. Die beiden Eingaben wurden mit der Forderung des
Netallarbeiterverbandes, den Familien der ſtreiken-
den Metallarbeiter zu helfen (wir haben auch ſie veröffentlicht)
durch die Stimmen der Linken dem Magiſtratüberwieſen.

Die öffentliche Sitzung erreichte ihr Ende gegen 289 Uhr.

Rinderſpeiſung in den Familſen.
Aufruf der Jnternationalen Arbeiter-Hilfe.

Die Mitteilungen über den ſchlimmen Geſundheitszuſtand der
alliſchen Arbeiterkinder h Unterernährung, die in der Kund

gebung der Jnternationalen Arbeiter-Hilfe gemacht worden ſind,

Die fränkische Lene.
Ein ſoziales Zeit- und Lebensbild.

6) Von Paul Sachſe.
Wenn er einen „über den Durſt“ getrunken hatte, ſo war er ur

wrünglich der gemütvollſte Menſch. Aber reizen durfte man ihn
micht nur das nicht, das konnte er nicht vertragen. Jedoch die
Kathl war viel zu „temperamentvoll“, um darauf Rückſicht zu
nehmen. Durch, ſolch ein unkluges Verhalten entſtanden in der
Regel die widerkichen „großen Tage“ in ihrem Hauſe. Bei dieſen
Anläſſen geſchah es auch, daß der Hans vor „ihrer Größe“ keinen
Halt machte, ſondern ſie dann in der Folge jämmerlich verprügelte.
Nicht ſelten waren die Kinder Zeugen ſolcher Szenen, die auf die
jungen Gemüter ſtark einwirkten. Jm Dorfe aber ging es dann
von Mund zu Mund: Der Buchauer verprügelt ſeine Frau.

Dann traten wieder Perioden ein, in denen es im Hauſe des
Buchauer Hans ohne beſondere Zwiſchenfälle abging. Nichts er
ägnete ſich, was eine allgemeine Aufregung hervorgerufen hätte.
Jedoch die Bettelgänge wurden weiter eingehalten, ſchon, um nicht
aus der Uebung zu kommen. Das ging ſo gewohnheitsmäßig, daß
die Mutter beſtimmte, wie die Gänge einzuhalten ſeien.

Und die Kinder folgten dieſen Weiſungen. Waren ſie doch da
durch auf einige Stunden der trüben Umgebung entrückt winkte
ihnen doch die Sicherheit, wenigſtens zu eſſen zu haben. Die Er
ſahrungen, die ſie dabei ſammeln konnten, waren mancherlei Art.
eſonders hatten ſie bald heraus, wer von den Gönnern ihnen am

günſtigſten geſinnt war. Daß Freigebigkeit und Geiz zwei ver-
iedene Dinge waren, wurde ihnen dabei bekannt. Auch Sitten

ind Gebräuche lernten ſie bald kennen. Meiſt war die Bäuerin
zeit und tonangebend bei Beginn und Ende der Mahlzeiten. Ve-
ſennen dieſe, dann wurde in der Regel auf die Mitte des Tiſches

e große Terrine oder eine große Schüſſel geſtellt. Kartoffeln
wurden einfach mit dem Stiel des Löffels geſchält. Nach dem
Liſchgebet gewöhnlich das bekannte Vaterunſex ergriff die

äuerin den Loffel als Zeichen zum Beginn des Eſſens Hierauf
vurde dann einfach von jedem einzelnen, der an der „Tafel“ teil
I rahm, mit dem ihm zur Verfügung ſtehenden Löffel in die Schüſſel
gelangt, bis die Bäuerin durch Weglegen des Löffels zu verſtehen

Zweites Blatt.

en eine erfreuliche Wirkung gehabt. Eine Reihe von Arbeiter
familien, deren Ernährer noch lohnende Beſchäftigung haben oder
in denen mehrere Perſonen verdienen, haben ſich zur täglichen
S a eines Kindes an ihrem Tiſch bereit erklärt und den
Ortsausſchuß der JAH. um die Zuweiſung erſucht. Dem iſt
ſofort entſprochen worden. Es iſt eine große Anzahl von Kindern
vorhanden, die durch mangelnde, unregelmäßige Ernährung in
ihrer Geſundheit ſehr
dringend täglich kräftiger Mittagskoſt bedürfen.

Wir begrüßen dieſe neue Erweiterung der Tätigkeit der JAH.
durch Maßnahmen, die beſonders geeignet ſind, das Band der
proletariſchen Solidarität unter den Arbeitern im Hinblick auf die
Zukunft zu feſtigen. Wir wünſchen dringend, daß die ſchönenBeiſpiele hochhergiger Solidarität unter den halliſchen Arbeitern
Dei dwung finden möchten, quch in den Kreiſen der Geſchäfts-
velt.
Wer ein hungerndes Kind an ſeinen Tiſch nehmen will, teile

dies mündlich oder ſchriftlich Stadtrat Kutzſchbauch, Große
Klausſtraße, mit.

Ortsausſchuß Halle der Jnternationalen Arbeiter-Hilfe.

Die Jugend an die Parteigenoffen!
Am Sonntag, dem 27. Jmmuar. findet in Halle unſere diesjährige

Vezirkskonferenz ſtatt. Da ein großer Teil der Genoſſen ſchon am
Sonnabend eintreffen muß, brauchen wir für die Nacht vom 26
zum 27. Januar eine Anzahl Quartiere. Wir bitten dieParteigenoſſen, uns ſolche zur Verfügung zu ſtellen. Meldungen
ſind an die Soz. Arbeiterjugend,. Harz 42/44, Hinterhaus 2 Tr.,
zu richten. Frei Heil! Der Bezirksvorſtand der SAJ.

Die Juſtiz als Verſchwenderin.
Wenn Emminger jetzt einen Eingriff in die Rechtspflege unter

nimmt, der einem Juſtizſtill ſtand auf einigen Gebieten
gleichkommt, ſo ſcheint es faſt als wolle die Juſtig ihre eigenen,
jahrelang geübten Verſchwendungsſünden auf Koſten des recht-
ſuchenden Publikums wettmachen. Wo und wie ohne Schädigung
der allgemeinen Rechtsſicherheit und nicht erſt ſeit heute hätte
geſpart werden können, ſoll hier an einigen Beiſpielen gezeigt
werden.

Der vernünftige Satz des alten römiſchen Rechts: „Minima non
curat praetor“ („Um Bagatellen kümmert ſich der Richter nicht“),
iſt in Deutſchland bis heute unbekannt geblieben. Ein trefflicher
Strafrechtslehrer, der verſtorbene Franz v. Liſzt, trug in ſeinem
Kolleg unter anderem folgende Fälle aus der Praxis vor: EinStrafgefangener wurde zu Gefängnis verurteilt wegen Diebſtahls,
begangen an einem Blatt Schreibpapter, und in unüber-
trefflichen juriſtiſchen Scharfſtnn entdeckte das Gericht noch gleich
einen zweiten Diebſtahl, begangen an der Tinte, mit der
der Unglückſelige ſeinen Brief geſchrieben hattel Aehnlich wurde
ein Dienſtmädchen verurteilt wegen Diebſtahls einer Nadel.
mit eingefädeltem Zwirn, ein Gefangener wegen Anſteckens einer
fremden Kerze Diebſtahl an dem verbrannten
Stegarinl) uſw. uſw.

Nun, wird der Juriſt einwenden, das war vielleicht vor zwanzig
Jahren ſo, aber heute Heute iſt es genan ſo, und die Bösartig
keit, mit der mitunter ſolche Bagatellklagen durchgeführt werden,
illuſtriert am beſten ein Fall aus allerletzter Zeit, der Fall eines
Beamten aus dem Reichspenſionsamt. Dieſer vepuhbli
kaniſche Beamte hatte entdeckt, daß ein gewiſſer Major a. D. von
Holwede in ſeiner Dienſtzeit ein antirepublikaniſches Blatt her
ſtellte und durch rechtsſtehende Hilfskräfte vertrieb. Der Beamte
hatte ein Exemplar dieſes Blättchens im Papierkorb des
Herrn Majors gefunden er übergab es dem Betriebsrat zur weite
ren Veranlaſſung und erhielt prompt eine Anklage wegen
Diebſtahls des Blattes! Mißgriff einer untergeordneten Be
börde? O nein, dieſe Strafverfolgung erfolgte auf perſönliche
Veranlaſſung des Präſidenten im Reichs-penſions,amte, v. Jacobi, und des Staatsſekretärs
v. Welſer, die berde natürlich in keiner Weiſe daran gedacht
haben, für die Bloßſtellung eines monarchiſtiſchen Majors Ver-
geltwung zu üben. Die Sache ging an das Landgericht, das den
Delinquenten freiſprechen mußte auf Koſten der Staats
kaſſe (zu deutſch: der Steuerzahler).

Etwas anderes: Vor eimiger Zeit petitionierte die Gemeinde O.,
etwa eine Vahnſtunde von Breslau gelegen, ſie möchte aus dem
Verband des Landgerichts Oe s herausgenommen und dem Land
gericht Breslau zugeteilt werden. Zur Begründung war an
eführt, daß man, um von der petitionierenden Gemeinde aus
els zu erreichen, erſt mit der Fiſenbahn nach Breslau fahren und

dort umſteigen müſſe, um nach langem Aufenthalt mit einem
zweiten Zuge den Gerichtsort Oels zu erreichen. Dagegen liege
Breslau auf halbem Wege. Werde die Gemeinde dem dortigen
Landgericht zugeteilt, ſo würden Parteien, Zeugen, Geſchworene
uſw. viel Zeit und der Staat damit viel Geld an Zeugengebühren
umd dergleichen mehr ſparen.

gab, daß nun jeder geſättigt ſein müſſe.
befinden der Bäuerin kam die Länge des Aktes an. Durch noch
maliges Bebet wurde dann die „Tafel“ als aufgehoben erklärt.

Heute waren Lene und Michl in das Haus des Faver Nieder
maher geraten. Hier wurde genau nach dem ſoeben beſchriebenen
Verfahren gehandelt. Die Kinder wußten aber auch, daß, wenn ſie
etwas bekommen wollten ſie ſich nicht an die Bäuerin, ſondern an
„ihn“ wenden mußten. Sie war als Geizkragen weit und breit be
kannt und gönnte ſelbſt ihrem Geſinde das Satteſſen nicht. Viel
leicht in der Befürchtung, daß ſie „zu kurz“ wegkomwen könnte,
hatte ſie es mit dem Weglegen des Löffels immer furchtbar eilig.

Der Bauer, an den ſich Lene und Michl gewandt hatten. geleitete
die Kinder in die Stube, wo ſie auf der Ofenbank Platz nehmen
durften Der Herr des Hauſes verſchaffte ihnen ihren Anteil am
Mittagsbrot, zum Leidweſen der Bäuerin. Die Familie und das
Geſinde, das ſich in Bayern faſt überall mit an den Tiſch der
Sienſtherrſchaft ſetzen durfte, waren bereits um den Tiſch ver
ſammelt. Unter dem Geſinde befand ſich ein Knecht, namens Georqg,
deſſen Hünengeſtalt und wahrer Stiernacken den Kindern an
gemeſſenen Reſpvekt einflößten. Sein Benehmen ließ auf einen un

gewöhnlichen Appetit ſchließen v ee Eäuerin trat hinzu, und ſtehend wurde das erunſer deW wobei ſich alle Blicke nach dem in der Stubenecke angebrachten
Hrugzifix zu richten hatten. Hiernach gab die Bäuerin durch Auf
nehmen des Löffels das Zeichen zum Beginn de Mihlzeit. Wie
auf Kommando langten die ſechs um den Tiſch ſitzerrden Perſonen
taktmäßig mit dem Löffel in die Schüſſel. Die Schnelle der Be
wegungen richtete ſich ganz nach dem Hunger der Beteiligten.

Der Herrin des Hauſes hatte es beſonders die Schnelligkeit des
Knechtes angetan, ſie warf ihm giftige Blicke zu; da der Eifrige
ſich daran aber nicht ſtieß. ſo griff die Bäuern zu dem üblichen
Mittel, denn nach unglaublich kurzer Zeit fiel es ihr ein, den
Löffel wegzulegen.ch Vorſchreft der Hausordnung erhob ſie ſich, faltete inbrünſtig

die Hände, verdrebte dabei rührſelig die Augen und ließ ſich alſo

nehmen:ges „Jch bin ſatt, und der iſt ſelig
der mit mir geſättigt iſt!

Der Knecht Schorſch, dem das vorzeitige Abblaſen der Mahlzeit
recht riberraſchend kam, fand das doch außer dem Spaße. Mit
einem dröhnenden Fauſtſchlag auf die Tiſchplatte legte er gegen

fährdet ſind und laut ärztlichem Atteſt.

Ganz auf das Wohl

Dienstag, den 22 Jannar

Und was antwortete ein Juſtizminiſte-rium auf dies höchſt vernünftige Geſuch? Die Petenten hätten
an ſich zwar recht, aber in der gleichen Lage ſeien faſt alle zum
Bezirk des Landgerichts Oels gehörigen Gemeinden. Die meiſten
hätten nach Breslau einen kürzeren Weg, aber wolle man ſie alle
zu Breslau ſchlagen, ſo würde das Landgericht Oels ſeine
Exiſtenzberechtig ung verlierenl

Und darum alſo Darum muß heute das Publikum ſich einen
unerhörten Abbau aller Rechtsgarantien gefallen laſſen, damit wie
viel überflüſſige Gerichte ihre „Eriſtenzberechtigung“ behalten

E. K--r.

An einigen durch Hochwaffer beſonders gefährdeten Saale-
Orten hat der zum hieſigen Landesbezirk Sachſen-Anhalt-Thüringen“
der Techni ſchen Nothilfe gehörende Unterbezirk „Oſt-Thüringen“ durch
ſeine Ortsgruppe Jena Eisſprengungen vornehmen laſſen. Einge'etzt
war an drei Punkten: Jenag, Burgau und Uhſſtädt. je ein Notheifer-
trupp in Stärke von einem Führer und drei Mann.

Ais Bezirksſchornſteinfeger für den hieſigen 1. Kehrbezirk iſt
vom 1. Jannar 1924 an der Schornſteinfegermeiſter Alfred Romanſtki,
zur zeit Canſteinſtraße 10 bei Krätzer wohnhaft, und als Bezirks-
ſchornſteinfeger für den 7. Kehrbezirk vom gleichen Tage an der
Schornſteinfegermeiſter Richard Schulze (bisher Bezirksſchornſtein-
feger für den 1. Kehrbezirk), Röpziger Straße 196 I wohnbaft, an
geſtellt worden.

Umgefahren. Am 21. Januar wurde auf dem Riebeckplatz eine
Frau von einem Pferdeſuhrwerk angeſahren und zu Fall gebracht.
Außer einigen Hautabſchürtungen trug die Frau keine weiteren Ver
letzungen davon. Den Kut'cher des Fuhrwerks krifft keine Schuld

Kurzſchluß. Am 19. Januar, abends, entſtand in der elektri-
ſchen Stromleitung der Straßenbahn ein Kurzſchluß, der ſich in
einer 3 Meter langen Stichflamme auswirkte. Hierbei riß ein
Leitungsdraht. Perſonen kamen nicht zu Schaden.

Brand. Am 20. Januar, vormittags, brach im Grundſtück
Schützenſtraße 11 durch Ueberheizen eines Ofens ein Balkenbrand
aus. Das Feuer konnte durch Hausbewohner ſelbſt gelöſcht werden.

Freitodverſuch. Am 21. Januar, gegen 12.30 Uhr nachts, unter
nahme ein bei der Baugeſellſchaft Philipp Holzmann, Alte Leip
ziger Chauſſee, beſchäftigter Wächter einen Selbſtmordverſuch durch
Erſchießen. Der Lebensmüde wurde in ſchwer verletztem Zuſtande
mit dem Krankenwagen der Feuerwehr nach der Chirurgiſchen
Klinich gebracht. Der Grund zur Tat iſt nicht bekannt.

Fſim und kleine Bühne.
Jn den C.T.-Lichtſpielen am Riebeckplatz gelangt ab Donners

tag, den 24. Januar 1924, das ſiebenaktige Drama „Wilhelm Tell“
ur e n. Dieſes neue Werk moderner Filmkunfſt darf,ſo ſchreibt man uns, unanſechtbar als der e Wurf der neuen

Spielſaiſon bezeichnet werden. Die uns allen hekannte Handlung
iſt für uns nicht nur eine geſchichtliche Begebenheit, von der uns
ein Zeitraum von ſechs Jahrhunderten trennt, ſondern ſie trägt
an der Stirn das Zeichen unſerer Zeit. Das Perſonenverzeichnis
zeigte eine mit größter Sorgfalt zuſammengeſtellte Künſtlerſchar,
in der kein einziger Name unbekannt iſt; alle überragend Hans
Marr als Wilhelm Tell. Einen beſonderen Genuß bieten die
Originalaufnahmen aus der Schweiz die uns ein überwältigendes,
hiſtoriſches und naturgetreues Bild von den Stätten vermitteln,
an denen ſich einſt der Freiheitskampf abſpielte. Hierbei ſteht
der Film auf dem ureigenſten Gebiete ſeiner Kunſt und überragt
bei weitem jede Bühnendarſtellung. Für alle, die ihn ſehen, iſt er
ein Spiegel, in dem wir unſere eigene Zeit erleben. Seine Wir-
kung iſt ſo ergreifend und er d zugleich, daß die Franzoſen
glaubten, im beſetzten Gebiet ſeine Vorführung verſagen zu müſſen.

Verſammlungen und Veranſtaltunger.
Der Mitteldeutſche Mieterverband hält ſeine diesjährige Ge

neralverſammlung am Donnerstag, dem Januar, abends
71 Uhr, im großen Saale des „Volkspark“ ab. (Siehe Angeigel)

Saalkreis.
Reideburg. Die Eltern gegen den Schulabbau. Am

17. Januar 1924 fand hier eine gutbeſuchte Elternverſammlung
ſtatt. Rektor König ſchilderte an von ſtatiſtiſchem Mate
rial Entwicklung und Aufgaben der olksſchule und kam zu dem
Schluß, daß Vermehrung und nicht Abbau des Lehrperſonals er

r ich ſei, W i iele c r Wus wur en ießung einſtimmig angenou am 17. Jnuar 1924 tagende öffentliche Ver
ſammlung der Elternſchaft aller Schularten und Volksſchichten
rhebi en die ſchematiſche Uebertragu der PerſonalabbauW en auf das Schul und Silbungeweſen ſchärfſten

Widerſt Sie erblickt in einem derartigen Beginnen dien rkchlimmſte kultur und volksfeindliche Tat und fordert die Abgeerdnkuen, beſonders die Mitglieder des Ständigen Ausſchuſſes,

auf, ſich allen bildungs feindlichen Abſichten mit aller Kraft ge
ſchloſſen entgegenzuſtellen.“

—GGeeeeeeeeeeeeeeine derartige Vergewaltigung energiſch Proteſt ein, indem er
ſchlagfertig antwortete:

„Und i eß mehr--
un wern i mit Strumpf un Schuh
in die brennend' Höll' nei kumm'!

Die Kinder, denen die Eßzeit auch ſehr kurz erſchien und die
mit ihrem Teil kaum halb fertig waren, ließen erſchrocken ihre
Schüſſeln ſtehen, glaubten an ein heraufziehendes Unwetter und
ſtahlen ſich verlegen zur Tür hinaus Tier elterlichen Heim zu.

Der Schorſch ließ ſich indeſſen am Tiſke nochmals nieder und
holte nach, was der Geiz der Bäuerin glaubte ihm vorenthalten
zu müſſen.

Der Winter und mit ihm die Weihnachtszeit waren gekommen.
Wie unter einem einzigen großen Leichentuch lagen Wald und
Flur in tiefen Schnee gebüllt. Alles Leben in der Natur ſchien er
ſtorben Der Schnee lag in dieſem Jahre beſonders hoch, ſo daß
in den Wäldern die kleineren Tannen kaum noch mit den Spitzen
gus den Schneemaſſen hervorlugten. Alle Wege waren weit und
breit verſchneit. An den Straßenbäumen langsſeits konnte man
noch die Richtungen erkennen. Von weitem geſehen konnten die
Dörfer nur durch die wenig hervorradenden Dachgiebel unter
ſchieden werden, ſo daß es dem Ortsunkundigen nirht leicht wurde,
ſich zu orientierenDie Torfbewohner hatten, ſoweit dieſe Ackerbau trieben ihre
Ernte vorſorglich in den Scheuern geborgen. Nur der Buchauer
Hans war ſo unvorſichtig, keine Aecker zu beſitzen. Somit fehlte
ihm auch die Ernte. Für ihn war mit dem Einzug des Winters
auch die Tagelshnertätigkeit ausgezogen und ſo mußte er nach
„Erſatz' Umſchau halten. Jede ſich darbietende Gelegenheit, die
irgendwelchen Verdienſt bot, war ihm deshalb ſehr willkomenen.
Nur fhade, deß ſich ſolche Gelegenheiten nur ſelten boten.

Um wenigſtens das ſo notwendige Feuerungsmaterial möglichſt
gratis zu erhalten, machte er mit dem Schubkarren des öfteren
Streifzuge in den Wald. Bei dem hohen Schnee war dies war
echt beſchwerlich, doch ließ er ſich dadurch nicht abhalten. 427Bedarf an Holz herbeizuſchaffen. Der Schnee hatte in den
perſchiedentlich Schneebruch an den Bäumen verurſacht r
für die Leute eine willkommene Gelegenheit, auf wohlfeile
Helg ſammeln zu können. Das ſogenannte Bruchholz durfte auf
geleſen und nach Hauſe geſchafft werden. (Fortſetzung folgt.
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Aus der Provinz.
Unterbezerkskonferenz Zeitz-Weißenkels.

Jm Zeichen des Aufſtiegs.
Am vergangenen Sonntag fand in Zeitz die außerordentliche

Konferenz der VSPD. des Unterbezirks ZeitzWeißenfelsNaum-
burg ſtatt, die vor allem zu dem am 17. Februar in Halle ſtatt
findenden Bezirksparteitag Stellung nehmen ſollte. Nach dem vor
läufigen Berichte, den der Zeitzer „Volksbote“ in ſeiner Montags-
nummer veröffentlicht, war die Konferenz außerordentlich ſtark
beſucht, die Ausſprache von einem Geiſt getragen, der zu den beſten
Hoffnungen auf die weitere Entwicklung in dieſer ſozialiſtiſchen
Hochburg berechtigt. Gewiß loderte hin und wieder berechtigte
Empörung auf über die verhängnisvolle Politik der Jnſtanzen der
Partei, a alle Teilnehmer waren von dem Willen beſeelt, über
die taktiſchen Meinungsverſchiedenheiten die Einheit der Partei zu
ſtellen und durch intenſivſte Kleinarbeit Organiſation und Preſſe
wieder auf jene Höhe zu bringen, daß ſie den kommenden Stürmen
gewachſen ſind. Die Mitteilung des Genoſſen Leopoldt, daß
unſer Zeitzer Parteiorgan ſeit Mitte Dezember 2000 neue Be
zieher gewonnen habe und ſich die Leſerzahl weiter ſtark ver
mehre, löſte allgemeine Befriedigung aus. Es geht alſo vorwärts.
trotz aller Schwarzmalerei.

Das Referat über die politiſche Lage hielt die Abgeordnete
unſeres Bezirks, Genoſſin Wackwitz (Weißenfels). Sie beleuch-
tete kritiſch ſcharf die Wirkungen des Ermächtigungsgeſetzes, die
von der Fraktionsminderheit vorausgeſehen, durch die Tatſachen
noch übertroffen wurden. Jhr Appell an die Genoſſen, mitzu-
helfen, die Partei wieder auf die Bahnen des Klaſſenkampfes zu
bringen, fand begeiſterten Widerhall. Eine vom Genoſſen Lenz-
ner vorgelegte Entſchließung, die den Willen der Parteimit-
glieder des Unterbezirks zum Ausdruck bringt. machte durch ihre
einſtimmige Annahme eine längere Diskuſſion über das
Referat überflüſſig. Nur Genoſſe Kunert ergänzte noch die
Ausführungen der Genoſſin Wackwitz durch einige intereſſante
Einzelheiten über die Abſtimmungen zum Ermächtigungsgeſetz.

Der Vorſitzende der Bezirksorganiſation, Genoſſe Peters
(Halle) referierte dann über Bezirksorganiſation und Bezirks
parteitag. Die anſchließende Ausſprache, in der Vertreter der
Frauen, der Jugend und der ſozialiſtiſchen Lehrerſchaft zu Worte
kamen, bewegte ſich auf einer gewiſſen ſachlichen Höhe. Zum Schluß
der Debatte begründete Gen. Lenzner einen Antrag an den Reichs
parteitag, der den Aufbau eines großzügig organiſierten Bildungs-
weſens im ganzen Reiche fordert. Auch dieſer Antrag fand ein-
ſtimmige Annahme.

Zur KandidatenAufftellung für die Reichstagswahl wurde be-
ſchloſſen, dem Bezirksparteitag die Genoſſen Fritz Kunert, Rob.
Dißmann und die Genoſſin Marie Wackwitz in Vorſchlag zu
bringen. Nach erfolgter Wahl der Delegierten zum Bezirkspartei-
tag wurde der in ſeltener Einmütigkeit und Sachlichkeit verlaufene
Unterbezirkstag vom Vorſitzenden mit anfeuernden Worten ge
ſchloſſen.

Merſeburg. Aus dem Metallarbeiterverband. Jn einer
vor einigen Tagen ſtattgefundenen außerordentlichen Mitglieder-
verſammlung wurde gleichzeitig die Neuwahl der Ortsverwaltung
vorgenommen. Die Oppoſitionsliſte mit Lehnert als Bevollmächtigter
wurde wiedergewählt. Nach Anſicht der Kommuniſten wäre die
Stimmenzahl der Oppoſition ſtärker geweſen (ſie ſoll 61 Prozent aller
Stimmen betragen haben), wenn die Zeit der Tagung eine günſtigere
geweſen wäre. Jm Verſchiedenen ſtand die Beitragsfrage zur Er
örterung, ferner wurde ein Antrag angenommen. der verlangt, eine
großzügige Sammlung für Erwerbsloſe durchzuführen.

Merſeburg. Jmmer hübſch artig. Jn einer kürzlich ab-
gehaltenen Jahreshauptverſammlung der hieſigen Ortsgruppe des
Deutſchen Beamtenbundes ſprach Vermeſſungsſekretär Mehler über
Beamtenabbau, Beſoldung und Arbeitszeit. Aus ſeinem Referat
ſowie aus der einſtimmig angenommenen Reſolution geht hervor,
daß die Merſeburger Beamtenſchaft die Zeichen der Zeit noch immer
nicht erkannt hat. Die Gründung des Allgemeinen Deutſchen Be-
amtenbundes ſieht Mehler als eine Zerſplitterung der Beamtenſchaft
an, die von parteipolitiſch eingeſtellten Führern, die nach Anſicht des
Referenten noch nicht einmal Berufsbeamte waren, vorgenommen
wurde. Wenn M. ausdrücklich in ſeinem Referat hervorhob, daß die
neuerlichen Verhandlungen zwiſchen dem DBB. und dem ADBB.
daran geſcheitert ſind, weil der ADBB. einen Organiſationsvertrag
mit dem ADGB. zur Vorbedingung machte, kann ſich die freigewerk-
ſchaftliche Arbeiterſchaft ungefähr ein Bild von dem Ausſehen einer
Kampfgemeinſchaft mit den Beamten machen, wenn M. weiter ſagt,
daß ſich das Beamtentum bei wirtſchaftlichen Kämpfen zwiſchen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht auf eine Seite ſtellen darf,
ſondern über dieſe Parteiintereſſen immer die des Staates hochhalten
muß. Aus dem HBericht, den der „Korreſpondent“ über die Ver
ſammlung veröffentlicht, iſt erſichtlich, wie man im DBB. krampfhaft
bemüht iſt, möglichſt nur für ſich allerlei Vorteile wirtſchaftlicher und
politiſcher Art herauszuſchinden, ohne ſtch in die Gefahr eines Kampfes
zu begeben. Weiter ſpricht daraus eine Unterwürfigkeit gegenüber
ſeinen Bedrückern, wie man ſie nur aus der glorreichen Kaiſerzeit
her kennt. Schließlich iſt es noch das ſogenannte Standesbewußtſein,
welches hauptſächlicher noch in Merſeburger Beamtenkreiſen ſtark
hervortritt. Wenn die Verhältniſſe der letzten Jahre noch nicht ge
nügt haben, den Beamten den richtigen Weg zu zeigen, wenn der
Beamtenſchaft noch nicht klar geworden iſt, an welche Seite ſie gehört,
ſo ſteht zu fürchten, daß ſie in eine Situation kommt, in der es ihr
noch ſchlechter geht äls jetzt im Zeichen des Beamtenabbaus und der
Gehaltskürzungen.

Merſeburg. Aus dem Landkreiſe. Der Vorſitzende des
Kreisausſchuſſes gibt bekannt: Mit dem 31. Dezember 1923 iſt das
bisherige Kreisamtsblatt eingegangen. Seit dieſem Tage erſcheinen
die Bekanntmachungen des Landrats in dem „Amtsblatt für den
Landkreis Merſeburg. Druck und Verlag des Blattes hat der
Verlag des „Merſeburger Korreſpondent“ übernommen. Das Blatt
erſcheint Sonnabends. (Jn der Ankündiguug des Verlages heißt es,
daß die Magiſtrate, Amts- und Gemeindevorſteher ſowie die Land-
jäger des Kreiſes das Amtsblatt wie bisher koſtenlos durch die Poſt
zugeſtellt erhalten. Wer nicht zu den Abonnenten des „Merſeburger
Korreſpondent“ zählt, muß monatlich 5 Pfennig opfern, damit er
erfährt, was die u ihm kundzumachen haben. Daß da-
durch die Bekanntmachumſſen allen Bevölkerungskreiſen zur Kenntnis
kommen ſollten, wird wohl niemand behaupten wollen. Red.) Die
Polizeiverordnung gegen den Handel mit wertbeſtändigem Geld vom
8. November 1923 iſt aufgehoben. Erwerbsloſenunter-
ſtützung. Da die Regierung nur einen Teil der verlangten Vor-
ſchüſſe überwieſen hat, konnte auch den Gemeinden nur die Hälfte
der geforderten Unterſtützungsgelder zur Verfügung geſtellt werden.
Die Gemeindebehörden ſind angewieſen, die einzelnen Unterſtützungen
nach dem Grade der Bedürftigkeit zu kürzen.

Saugerhauſen. Die Kriegsopfer
auf den „Dank des Paterlandes“. Aus Ankündigun-
gen und Berichten der hieſigen Jungdopreſſe iſt erſichtlich, daß
auch die Ortsgruppe Sangerhauſen eine Proteſtkundgebung ab-
hielt, um gegen die unzureichenden Unterſtützungen Einſpruch zu
erheben. Jn der am Sonntagvormittag im Preußiſchen Hof“
abgehaltenen Verſammlung waren auch Vertreter der umliegenden
Ortsgruppen zugegen. Nach einem Referat des Kameraden
Tſchierſchke gelangte folgende Entſchließung zur einſtimmigen
Annahme: „Die verſammelten Kriegsopfer und Sozgialrentner
von Sangerhauſen, Rieſtedt, Oberröblingen, Edersleben und
Voigtſtedt erheben feierlichſt Proteſt gegen die von der Regierung
in geradezu rerhöhnender Weiſe durch das Ermächtigungsgeſetz
feſtgelegten Goldmarkrenten, ſowie in bezug auf Perſonalabbau-
Vorſchriften und unzureichende Finanzierung der ſozialen Für-
ſorge. Jn Anbetracht der ſehr ſchweren wirtſchaftlichen Verhält
niſſe, welche zum größten Teile in bezug auf Lebenshaltungskoſten
faſt noch um das Doppelte und Dreifache der Vorkriegszeit ent
ſprechen, fordern wir von der Regierung: 1. Anpaſſung der Renten-
vezüge an die wirklichen Verhältniſſe. 2. Grundſätzliche Berück
ſichtigung der Kriegsopfer bei Perſonglabbau der Behörden unter

hoffen weiter

enGeſehes. 8. Ausreichende
r der ſozialen Fürſorge, die mit ſoviel angeblichemohlwollen lür Kriegsopfer geſchaffen worden ſind. Wir hoffen,
daß der uns immer chene „Dank des Vaterlandes“ mir
endlich zu einem kleinen Teil abgetragen wird.“

Roitzſch. Gegen den Kulturabbau. Am vergangenen Mitt-
woch ſand hier eine vom Elternbeirat einberufene Elternverſammlung
ſtatt, die Stellung nehmen ſollte zu dem beabſichtigten Schulabbau.
Lehrer Genoſſe r r er W (Ramſin) wies in ſeinem ſehr ſach
lich gehaltenen Vortrage auf die Gefahren hin, welche unſerer Jugend
drohen, wenn der Schulabbau Wirklichkeit wird. Es ſcheint. daß die
anze Kulturbewegung zum Stillſtand gekommen wäre, natürlich nurfür die arbeitende Klaſſe. Jn den Schulklaſſen ſoll es wieder werden

wie früher. daß 60 bis 100 Kinder in einer Klaſſe unterrichtet, ver
ſchiedene Klaſſen zuſammengelegt werden ſollen. Dadurch würde jede
individuelle Behandlung der Schüler unterbunden, und die Haupt
aufgabe der Schule. unſere Jugend zu erziehen, außerordentlich er
ſchwert. Genoſſe Zimmermann erntete reichen Beifall für ſeine
vortrefflichen Ausführungen. Nach lebhafter Diskuſſion wurde fol
gende Reſolution einſtimmig angenommen: Eine vom Elternbeirat
einberufene Verſammlung legt ſchärfſte Verwahrung ein gegen jeden
Abbau auf dem Gebiet der Schule. Gerade in der heutigen Zeit
darf weder die körperliche noch die geiſtige oder die ſittliche Erziehung
unſerer Jugend gefährdet werden. Es iſt vielmehr mit allen Mitteln
dafür zu ſorgen, daß in der gegenwärtigen Zeit unſerm Volke die
Möglichkeit des Aufbaues und des Aufſtieges in vollem Maße
erhalten bleibt.

Die Rek-Bitterfeld. Anmeldung der Schulpflichtigen. e
toren der Knaben- und Mädchenvolksſchule machen bekannt: Die An-
meldung der Oſtern 1924 ſchulpflichtig werdenden Kinder findet ſtatt
Freitag, den 25 Jannar und zwar der Knaben in der Turnhalle
Weſtſtraße, der Mädchen im Turnſaal Deſſauer Straße, Eingang
Weinbergſtraße, für die mit den Anſangsbuchſtaben A bis K um
3 Uhr, für die mit den Anfangsbuchſtaben I. bis 2 um 3.30 Uhr
nachmittags. Die Anmeldung derjenigen, die jenſeits des Ueberbaus
an der Brehnaerſtraße wohnen, findet bereits am Donnerstag, dem
24. Januar im Schulgebäude in der Neuen Siedlung Griesheim

Werk l ſtatt, und zwar für die Knaben um 3 Uhr. für die Mädchen
um 3.30 Uhr nachm.

leereUnſere Poſtabonnenten
erſuchen wir, ſofort bei der Poſt oder beim Briefträger
das Abonnement zu erneuern, damit in der Zuſtellung des
„Volksblatt“ keine Unterbrechung eintritt. Der Verlag.

e e eGreppin. Erfreuliches Erſtarken der Parteibewegung.
Am 16. Januar tagte in Faßauers Lokal unſere diesjährige General-
verſammlung. Nach einem kurzen Referat des Bezirksleiters Genoſſen
Peters (Halle) über Urſachen und Wirkung der jetzigen politiſchen und
wirtſchaftlichen Wirren gab der Vorſitzende Genoſſe Fratzke den Bericht
des Vorſtandes. Er ſchilderte den Werdegang der Ortsgruppe von
der Spaltung der USP. bis zum heutigen Tage, von 2 Mitgliedern
bis zur ſtattlichen Zahl von heute. Zum 1. Vorſitzenden wurde
Genoſſe Emil Ackermann, zum Kaſſierer Genoſſe Georg Prieß ge
wählt. Es wurde beſchloſſen, im Februar eine öffentliche Verſamm
u abzuhalten. Eine Märzfeier ſoll am 18. März abgehalten
werden.

Delitzſch. Was ſind „gemeinnützige Arbeiten“? Der
Verwaltungsausſchuß des Arbeitsamtes des Kreiſes Delitzſch hat in
ſeiner Sitzung am 15. Januar beſchloſſen, folgende Arbeiten als ge-
meinnützige im Sinne des 89 der Verordnung über die Aufbringung
der Mittel für die Erwerbsloſenfürſorge vom 15. Oktober 1923 an
r Wege-Ausbeſſerungen, Anlegung von Kiesgruben, Jn-
tandſetzung der öffentlichen Baumanlagen, Schlämmen der Gräben
und Teiche, Inſtandſetzung öffentlicher Gebäude, Anlegung von Spiel-
und Sportplätzen, Arbeiten im Arbeitsamt (Kaufleute, Büroarbeiter
uſw.). Gemäß 8 3 der Anordnung über Art, Höhe und Dauer der

für die Erwerbsloſen und Kurzarbeiter vom 24. Okf-
tober 1923 hat der Verwaltungsausſchus in derſelben Sitzung ein
ſtimmig beſchloſſen, die Errechnung und Auszahlung der Kurzarbeiter
Unterſtützung den Arbeitgebern zu übertragen.

Wittenberg. Der Stand der Arbeitsloſfigkeit. Erwerbs-
loſenunterſtützung beziehen zurzeit 1117 männliche, 330 weibliche Per-
ſonen, davon ſind 702 Perſonen verheiratet. Als Kurzarbeiter werden
60 männliche und 17 weibliche Perſonen unterſtützt. Das wahre Bild
über den Umfang der Arbeitsloſigkeit iſt damit nicht gezeichnet.

Von allen Kindern iſt der Jmpfſchein vorzulegen.

Die Schradenſſedlung endlich geſichert.
Nach einer Mitteilung des „Liebenwerdager Kreisblattes“ fand vor

einigen Tagen in Pleſſa eine Sitzung des Jntereſſentenverbandes für
die Schradenſiedlung ſtatt, in der Landrat Vogl die Mitteilung
machen konnte, daß nunmehr die Kaufverhandlungen mit dem Fiskus
erfolgreich zu Ende geführt und die in Frage kommenden Ländereien
vom Kreis für die Schradenintereſſenten erworben worden ſind bzw.
die Vollziehung des Kaufvertrages vor der Türe ſteht. Hiermit iſt
in Anbetracht des Fortſchrittes des Bergbaues im Kreiſe der ſtändigen
Verminderung des Ackerlandes ein Werk zum Abſchluß gekommen,
das in ſeiner volkswirtſchaftlichen Bedeutung erſt in der Folge ge-
würdigt werden kann. Daß dies Werk gelungen iſt, iſt in der Haupt
ſache der unermüdlichen Tätigkeit des Landrats als Vorſitzenden des
Schradenintereſſenverbandes zu danken.

Bockwitz. Kommunaipolitiſche Rückblicke. Jn einem
längeren Bericht gibt der Gemeindevorſteher Jrvrgang einen Rück-
blick auf die Verwaltung der Gemeinde im verfloſſenen Jahre.
Es heißt darin, daß der Kampf, den die Gemeinden in dieſem
Jahre geführt hätten, der ſchwerſte ſeit Einführung der gemeind-
lichen Selbſtverwaltung geweſen ſei. Die undankbarſte Aufgabe
der örtlichen Wohlfahrtsepflege hätte wiederum die völlig unent-
geltlich arbeitende Wohnungskommiſſion zu erfüllen gehabt. Jn
zahlreichen Sitzungen und Beſichtigungen hätte ſie verſucht, die
ent ſetzliche Wohnungsnot zu mildern. Weiter wird berichtet, daß
ſich im letzten Jahre eine Vaugenoffenſchaft gebildet habe, die ihre
praktiſche Tätigkeit bei Eintritt günſtiger Witterung aufnehmen
wolle. Die letzten der Gemeinde gehörigen Bauſtellen ſeien rer-
geben. Die bisher eingeleiteten Verhandlungen auf Ueberlaſſung
von Bauland ſeien negativ verlaufen und die Ausſichten auf Er-
folg trübe. Ein langerſehnter Wunſch nach dem Beſitz eines
großzügigen Sportplatzes ſei endlich in Erfüllung gegangen. Ein
20 Morgen großes Gelände werde mit Hilfe Erwerbsloſer ent-
ſprechend bearbeitet. Der Betrieb der Sparkaſſe ſei äußerſt lebhaft
geweſen, ſo daß ſich eine Verlegung der Kaſſenräume aus dem
Gemeindegmt erforderlich gemacht habe. Die Zahl der Erwerbs-
loſen ſei in letzter Zeit von 500 auf 300 zurückgegangen. Die
Einwohnerzahl der Gemeinde habe am 1. Januar 1923 4708, am
31. Dezember 1923 4467 betragen. Der Gemeindevorſteher wünſcht
zum Schluß der Gemeinde einen weiteren kraftvollen Aufſtieg,
damit der gemeinfamen Arbeit der Erfolg nicht verſagt bleibe.

Bockwitz. Die letzte Mitaliederverſammlung des hieſigen
Ortsvereins der VSPD, beſchäftigte ſich eingehend mit der politiſchen
Lage und den Wahlen. Das Referat hielt Genoſſe Neßler. Zum
1. Vorſitzenden wurde Gen. Neßler, zum Haſſierer Gen. Thiemann
gewählt. Als Delegierte zur Unterbezirkskonferenz wurden die Ge-
noſſen Schober, Thiemann und Gerlach gewählt. Zum Schluß forderte
Genoſſe Ullrich die Mitglieder auf, die Arbeiterfugend tatkräftig zu
unterſtützen, damit die Partei einen tüchtigen Nachwuchs erhalte.

Uebigau. Bürgermeiſter geſucht. Die Stadtverord-
neten genehmigten in ihrer letzten Sitzung das Ruheſtandsgeſuch
des Bürgermeiſters Andrack, der infolge ſeines Augenleidens ge-
wungen iſt, bereits zum 1. Ahril 1924 aus dem Amte zu ſcheiden.

ſoll ausgeſchrieben und ſo ſchnell als möglich beſevrW
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werden

oGroßthiemig. Oeffentliche Verſammlung. Amabend, v 19. Januar, brach Genoſſe Dreſcher (Halle) über die

gegenwärtige volitiſche und wirtſchaftliche Lage. r allgemein
verſtändlicher Werfe behandelte der Referent die Urſachen der gegen
wärtigen ungewöhnlich ſchweren Kriſe, erörterte Zweck und tten
ſeiten des Ermächtigungsgeſetzes und fand eine ſelten aufmerkſame

uhörerſchaft. Es war nur zu bedauern, daß die Verſammlung nicht
tärker beſucht war. Wenn das ſchlechte Wetter manchen abgehalten
haben mag, ſo muß den Verſammlungsſchwänzern geſagt werden, daß
ja der Refereni auch das ſchlechte Wetter in Kauf nehmen muß und
dabei noch einen weiten Weg bis zu unſerem entlegenen Orte zurüd-
zulegen hatte. Jedenfalls war die Verſammlung ein ſchöner Erfolg
für unſere Sache, was der Vorſitzende feſtſtellen konnte.

h

Mansfelder Lande.
Eisleben, den 22. Januar 1024,

Mitgliederverſammlung der VSPD.
n einer außergewöhnlich ſtark beſuchten Mitgliederverſammlung

nahm der Ortsverein der VSPD. Stellung zu den Tagesfragen.
Nach kurzer, ſcharf umriſſener Debatte erfolgte die Wahl der Dele-
gierten zu der am nächſten Sonntag ſtattfindenden Unterbezirkz,
konferenz. Da in unſerem Ortsverein ſich die Gegenſätze über die
Taktik in der Partei beſonders ſtark zeigen. ging der Kampf natur-
gemäß auch um die Kandidaten. Die Abſtimmung darüber war
geheim. Von 96 abgegebenen Stimmzetteln entfielen 47 auf die
Kandidaten desjenigen Flügels, der mit der Taktik der Partei nicht
einverſtanden iſt, während 48 Stimmen auf die Kandidaten fielen,
welche die Taktik des Parteivorſtandes als die politiſche Notwendig-
keit betrachten. Ein Stimmzettel war weiß. Eine ſolch ſcharfe
Grenze war auch ſchon in der vorigen Verſammlung gezogen, als es
galt, nach den Referaten der Genoſſen Kunert und Dreſcher zu
der Taktik der Partei, insbeſondere zur Haltung der Preſſe Stellung
zu nehmen. Jn der damaligen öffentlichen Abſtimmung ver-
einigte die Oppoſition 29 Stimmen auf ſich, während ſich für die
Haltung der Reichstagsfraktion bezw. der Preſſe 25 Genoſſen aus.
ſprachen. Delegiert wurden ſomit zur Unterbezirkskonferenz die Ge
noſſen Werner, Müller, Nehls und Strauß. Nunmehr

Eit

folgte ein Referat des Genoſſen Chriſtange über die kommenden O
Wahlen, insbeſondere die um die Gemeinde. Hieran knüpfte ſich eine dem
längere Debatte. Die durch das Thema angeſchnittene Frage wird nd
in der nächſten Mitgliederverſammlung eine konzentrierte Behandlung
erfahren müſſen. Unter Verſchiedenen kamen die Jungſozialiſten noch dene
zu Wort; außerdem gab der Vorſtand noch bekannt, daß der am entſ
Sonntag in der Konferenz referierende Gen. Saupe- Leipzig am grub
Sonnabendabend vorher in einer öffentlichen Verſammlung Ma
über die politiſche und wirtſchaftliche Lage ſprechen wird. meh:

viert
Das Kreiskrankenhaus vor der Eröfknung. m

Wie wir ſeinerzeit berichteten hat der letzte Kreistag für den von
Mansfelder Seekreis den Ankauf des bisherigen Gerbſtedter Johan liche
niter-Schweſtern-Krankenhauſes beſchloſſen, um es als Kreiskranken- Die
haus einzurichten. P Ausführung des Beſchluſſes ſind nun ſeit tſ

Wochen die nötigen Jnſtandſetzungsarbeiten (das Krankenhaus wird gw
völlig moderniſiert) ſoweit fortgeſchritten, daß mit Eröffnung des Grä
Kreiskrankenhauſes etwa Mitte Februar gerechnet werden kann. zu z
Damit hat die ſozialiſtiſche Mehrheit der Kreisvertretung bewieſen, begn
daß es trotz größter Finanzſchwierigkeiten möglich iſt, Kulturtaten zu Par
vollbringen, wenn nur der gute Wille da iſt. Läre

nige:
Veſtätigte Wahl. Die von den ſtädtiſchen Körperſchaften be eine

ſchloſſene Ernennung des Poiizeikommiſſars Ueberſchär zum ſeiti
PolizeiJnſpektor iſt nach einer Mitteilung des Magiſtrats von liege
Regierungspräſidenten beſtätigt worden. daß

bünd

Amsdorf. Gemeindevertreterſitzung. Jn der den
18. Januar abgehaltenen Sitzung der Gemeindevertvreter leifſtete g
ſich unſere Dorfväter wieder mal eine Tagesordnung von acht
Punkten, die in teilweiſe ziemlich recht erregter Weiſe erledigt
wurde. Als erſter wurde ein Vertrag mit der Siedlung Mans
feld und der Eiſenbahn gutgeheißen. Unſere Vertveter enthielten
ſich, wie immer in der letzten Zeft. der Stimme, weil der Siedler-
vertreter Brauer, ein bürgerlicher Arbeiter, ſein Heil mit der
Firma Schlicht verſucht. Auf die Erklärung unſeres Sprechers,
daß ſich unſere Genoſſen der Stimme entha'ten, entrang ſich der
Siedlerbruſt Brauers der Zuruf: Gott ſei Dank! Hievrauf be
antragte Genoſſe Jahn eine Verſchiebung der Tagesordnung, was
mit ironiſchen Geſten abgelehnt wurde. Der Grundſatz der Firma
Schlicht iſt und bleibt nun mal beſtehen: wir, die Mehrheit, be
ſchließen und beſtimmen alles, ihr, die Minderheit, habt gar nichts
zu melden. Bei der nun einſetzenden Steuerdebatte, bei der es
ſich um Zuſchläge zur ſtaatlichen Grundvermögensſteuer handelte,
konnten ſich unſere Genoſſen diesmal nicht dazu verſtehen, die
Steuer zu bewilligen, weil ſie auf den Mieter reſp. Pächter von
den Beſitzern umgelegt werden kann. Winkler (rvechtsradikaler
Hausbeſitzer) beantragte hierauf, den Gemeindevorſteher zu er
mächtigen, allmonatlich die Zuſchläge eigenmächtig ohne Hinzu
ziehung der Gemeindevertretung ſeſtzuſetzen. Dieſer Antrag
nachdem ſich Genoſſe Jahn gegen dieſes Ermächtigungsgeſetz
ausgeſprochen hatte, auch von den Parteifreunden Winklers (jeden
falls mit Rückſicht auf die bevorſtehenden Wahlen) abgelehnt.
Winkler hatte zweifellos die Katze etwas zu früh aus dem Sacke
gelaſſen und damit die wahren Abſichten der Jnduſtriekönige am
Orte preisgegeben. Den Anträgen der freiwilligen Feu
auf Anſchaffung der notwendigſten Gegenſtände wurde einſtimmig
entſprochen. Die Feuerverſicherung für die Gemeindehäuſer wurde
dem jetzigen Geldwert entſprechend erhöht, der Schweſternſtation
ein monarlicher Zuſchuß gewährt. Die Reparatur des Backofens
im Gemeindebackhaus wurde zurückgeſtellt. Gegen die Beſchlay
nahme des früheren Bureauraumes der Gemeinde und Usbergabe
an die Ortskrankenkaſſe wurde auf Antrag Schlicht Einſpruch er frre
hoben. Jedenfalls weil die Krankenkaſſe ſo unpatriotiſch iſt und me
dem Genoſſen Jahn die Hebeſtelle nicht abnimmt. Die Poſt Vo
verwaltung verlangt von der Gemeinde jährlich 400 Goldmark To
oder ſie will die Poſtagentur Amsdorf einziehen. Davaufhin wurde wi
auf Antrag Jahn ein Proteſt ſchreiben an das Poſtminiſterium ab e
geſandt. Desgleichen gelangte ein Antrag der Linken zur An
nahme daß die im Auguſt gewählte Erzeuger und Verbraucher- p.
kommiſſion Lon jetzt an als Preispritfungskommiſſion fungieren lei
ſoll. Die Prüfung ſoll ſich guf 20 Artikel des täglichen Bedarfs fern
erſtrecken. Das Reſultat der Prüfung ſoll in der ortsüblchen Weiſe wa

bekonntgemacht werden. inGerbſtedt. Verhängnisvolle Spielerei. Vor einigen pa
Tagen wurde der 18ijährige Schloſſerlehrling Otto Füllgraf, Gottes Ze
ackerweg, in ſeinem Bette tot aufgefunden. Der junge Mann hatte K
mit einem Trommelrevolver, den er ſich geliehen hatte, geſpielt, wo er
bei ſich die Waffe entlud und die Kugel ins Herz drang. h

mKleine Nachrichten. rBitterfeld. Der Arzt Dr. Schwab wurde bei einer Schlitten La
fahrt aus dem Schlitten geſchleudert. Er war ſofort tot.
Förderſtedt. Durch Kohlenoxydgas erſtickt iſt in ihrem Schla ſa
zimmer die Frau Emma Weber. Man fand ſie am Morgen to
auf. Naumburg. Nach langem Krankenlager verſtarb der in
Automobil am Bahnübergang durch einen Zug erfaßte und ſchwer L
verletzte Kaufmann Otto Franze. Kalbe. Der 14jährige Soha w
des Kaufmanns H. hatte einen Kameraden beim Schneeballwerfen ich
leich: verletzt. Auf das Gerücht hin, daß dieſer daran geſtorben ei
ſei, hat er ſich in einer Feldſſheune erſchoſſen.heraus, daß das Gerücht unwahr r
Auf dem Friedhof erhängt hat ſich
Chemnitz. Wirtſchaftliche Not
szweifelten Entſchluß geweſen.

Später ſtellte ſich
ſei. Döcklitz bei Querfurt

ch der Kaufmann Hagenguth aul
iſt die Urſache zu ſeinem Er J
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